kret vom geſtrigen Tage, durch welches der 
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Diertelfähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
Y nſertlonsgebühr für den Raum einer 
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fünfißeltigen Zelle in Petitſchrift 1½ Sar. 


No. 75. Morgen : Ausgabe, 


cslauer 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Fiume, 22. Febr. Fiume ſammt Bezirk find geſtern durch 
ein Telegramm des Banus in Belagerungszuſtand verſetzt 
worden. Am 19. beginnt die Generalverſammlung des fin: 
mauer Comitates. 

Peſth, 11. Febr. In der heutigen Comitatsſitzung wurde das kaiſerliche 
Reſkript vom 18. v. M. diskutirt und ſcharf zergliedert. u Verlaufe der 
bestigen Debatten ſprachen: Pronay, Raday, Mariaſſy, Podmanitzky und 
Hajnit. iR 43 | x. \ 

Franz Kubinyi's Antrag, das kaiſerliche Reſkript mittelſt einer Adreſſe zu 
beantworten, worin die ſchleunige Einberufung des Landtags und ein Mi⸗ 
niſterium für Ungarn auf Grund der 1848er Geſetze verlangt wird, wurde 
angenommen. z ; 

Su Ausarbeitung dieſer Adreſſe wurde eine Deputation unter Nyary's 
Vorſitz ernannt, welche den Entwurf morgen vorzulegen hat. Man nimmt 
an, daß die Adreſſe, da der Hauptredner in die Kommiſſion gewählt wurde, 
ſcharf ausfallen wird. 

Turin, 11. Febr. Man nennt Ratazzi als Candidat für die Präſident⸗ 
ſchaft der Deputirtenkammer. Die amtliche 1 5 — veröffentlicht ein k. De⸗ 
\ eneral Pinelli, Befehlshaber 
der Brigade Bologna in den Abruzzen, zur Dispoſition geſtellt wird. 

London, 12. Febr. In der geſtrigen Sitzung des Oberhauſes er⸗ 
klärte der Carl von Granville als Antwort auf eine Interpellation des 
Carl von Shaftesbury, die Correſpondenz in Betreff des bonner Prozeſſes 
werde dem Hauſe, wenn ſie beendigt ſei, vorgelegt werden. 1 

Im Unterhauſe erklärte Sir C. Wood, im Laufe des kommenden 
Jahres werde das Deficit Indiens ausgeglichen ſein. Die Regierung bean⸗ 
tragte ſodann die neue Bankerott⸗Bill. Der Antrag ward günſtig aufgenommen. 

Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Verliner Börſe vom 13. Februar, Nachmittags 2 Uhr. (Angekommen 
3 Uhr 25 Min.) en 87. Prämien⸗Anleihe 116%. Neueſte 
Anleihe 1057. Schleſ. Bank⸗Verein 78%. Oberſchleſiſche Litt. A. 122. 
Oberſchleſ. Litt. B. 110. Freiburger 84%. Wilhelmsbahn 367 B. Neiſſe⸗ 
Brieger 52%. Tarnowiter 32%, Wien 2 Monate 67%. Oeſterr. Credit⸗ 
Aktien 577, Oeſt. National⸗Anleihe 52. Deit. Lotterie⸗Anleihe 56% B. 


Deſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 131. eſterr, Banknoten 69. Darm: 
ſtädter 72. Commandit⸗Antheile 807. Köln: Minden 131. Nheiniſche 
Aktien 81. Deſſauer Bankaktien 144. Mecklenburger 44½. Zriedrich⸗ 


Wilhelms⸗Nordbahn 44% B. Aktien matter. 

Wien, 13. Februar, Mittags 12 Uhr 30 Min. Credit⸗Aktien 167, 70. 

National⸗Anleihe 76, 70. London 144, —. 

(Bresl. Hdls.⸗Bl.) Berlin, 13, Febr. Roggen: niedriger. Febr. 49%, 
ebr.⸗März 49, Frühjahr 48%, Mai⸗Juni 49. Spiritus: matter. 
ebr.⸗März 21%, März⸗April 21%, April⸗Mai 21%, Mai⸗Juni 21%. - 

RNübdöl: matt. Frühjahr 11’%,, Sept.⸗Oktober 12. 
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Zur Novelle der Städteordnung.) 
2 
Wie aus früheren Mittheilungen bekannt, hat der Landesvertretung 
eine Novelle zur Städteordnung vorgelegt werden ſollen, welche das 


etwa ohne ausreichende Veranlaſſung nicht gehörig gewahrte oder ſonſt 


beeinträchtigte Prinzip der Selbſtver waltung zur vollſtändigen 
Anerkennung bringen ſollte. Nach den von den köͤnigl. Regierungen 
und von dieſen wieder von einzelnen Magiſtratsdirigenten oder ſtädti⸗ 
ſchen Verwaltungen unter Hinweiſung auf die obgedachte Abſicht erforder— 
ten Gutachten iſt der Entwurf der Novelle erſchienen und dem Herren: 
hauſe zur Berathung übergeben worden. Wir wollen die Haupt: 
beſtimmungen derſelben folgen laſſen und dann die Frage ſtellen, 
ob und wie weit das Intereſſe der Städte an einer freien Selbſtver— 
waltung, ſoweit dieſe überhaupt ohne die nothwendige Oberaufſicht des 
Staates möglich und nothwendig iſt, gefördert worden iſt. Um nicht 
zu weit auszuholen, muß daran erinnert werden, daß durch die Städte⸗ 
ordnung vom Jahre 1808 das Oberaufſichtsrecht des Staates ledig⸗ 
lich auf eine Auffiht und Controle der „Geſchäftsführung“ des Ma: 
giſtrats beſchränkt, daß daſſelbe durch die revidirte Städteordnung vom 
17. März 1831 erheblich erweitert, durch die Gemeindeordnung vom 
11. März 1850 aber auf die „Verwaltung der Gemeinde-Angelegen⸗ 
heiten“ bezogen wurde, und daß hinſichtlich der Selbſtverwaltung der 
§ 6 kurz und bündig disponirte: 

„Die Gemeinden ſind Corporationen. Jeder Gemeinde ſteht die 

Selſtverwaltung ihrer Angelegenheiten zu.“ 

Der Ausdruck „Selſtverwaltung“ wird zum erſtenmale hier ges 
braucht, wenn auch das Weſen derſelben im Geiſte und Sinne der 
alten Städteordnung lag. Der § 9 der Städteordnung iſt im We⸗ 
sentlichen mit dem § 6 der Gemeindeordnung übereinſtimmend. Die 
Städte haben hiernach keinen zweifelhaften, ſondern einen klaren und 
geſetzlichen Anſpruch auf die Selbſtverwaltung. Und dieſer Anſpruch 
ift es, nach welchem die Novelle zur Städteordnung zur näheren Prü⸗ 
fung herangezogen wird. In dieſer Beziehung iſt Folgendes zu erwähnen. 

1) Mit Dank muß der Standpunkt der Staatsregierung in den 
von ihr beigebrachten Motiven, das allgemeine Weſen des Aufſichts— 
rechts betreffend, anerkannt werden. Es heißt daſelbſt: 

„Es mag dahin geſtellt bleiben, ob nicht manche der bisher hervor⸗ 
p 9 5 Beſchwerden ihre Erledigung finden würden, wenn bei der 

Handhabung des Geſetzes durch die Auſſichtsbehörden der Geſichtspunkt 

feft im Auge behalten wird, daß ohne Rückſicht darauf, welcher Art 

der unmittelbare Erfolg im einzelnen Falle iſt, ob ein wohlthätiger oder 
ein nachtheilſger für das augenblickliche ſachliche Intereſſe der Gemeinde, 
in allen Fallen, wo nicht höhere Intereſſen des Staates ein 

Einwirken von oben unerläßlich machen, der Selbſtbeſtimmung der 

Commune durch ihre verfaſſungsmäßigen Organe freier Raum zu ge: 

währen iſt. Immerhin aber wird anerkannt werden müſſen, das eine 

dieſem Prinzip entgegenſtehende Tendenz in einzelnen Beſtimmungen des 

Geſetzes, wie es jetzt Kl, gefunden und daher eine Garantie gegen 

den Mißbrauch mit Recht erwartet werden kann.“ 

Dieſe Anſchauung kann und wird ſich in allen Kreiſen der ſtädti— 
ſchen Bevölkerung des Beifalls erfreuen, ſie begreift in ſich die Summe 
aller Wünſche und entſpricht vollſtändig dem Prinzipe der Selbſtver⸗ 
waltung auf der einen, wie der unerläßlichen Unterordnung der Theile 


) Von einem mit ſtädtiſcher Verwaltung in den Communalangelegenhei⸗ 
ten überhaupt wohl vertrauten höheren Beamten. D. Red. 


Eine Stimme 


unter das Ganze auf der anderen Seite. Wir müſſen aber ſchon hier 

bemerken, daß der Inhalt des Geſetzentwurfes hinter dieſer Grundan⸗ 

ſchauung inſofern zurückbleibt, als noch Manches und Weſentliches für 
die Durchführung des Prinzips der Selbſtverwaltung zu thun bleibt. 

2) Bürgermeiſter und Magiſtratualen bedurften nach § 33 der 
Beſtätigung der Staats⸗Regierung. Der neue $ 33 bejeitigt dieſes 
Recht, ſo weit es die Magiſtratualen betrifft. In den Motiven dazu 
eißt es: 

l „Die Staatsregierung glaubt, ohne Gefahr für weſentliche ſtaatliche 
und Gemeinde ⸗Intereſſen auf das Recht verzichten zu dürfen, und in⸗ 
dem ſie es thut, eine Quelle mancher nach allen Seiten hin unerſprieß⸗ 
licher Conflicte zu verſtopfen.“ 

Der Entwurf kehrt ſomit zu der Beſtimmung der Gemeindeord— 
nung im § 31 zurück, und der Grund dazu iſt in den Motiven ſo 
treffend angegeben, daß er keiner weiteren Erörterung deshalb bedarf. 
Ob indeſſen das Verhältniß des Bürgermeiſters und des Beigeordne⸗ 
ten, für welche das Recht der Beſtätigung vorbehalten iſt, vermöge 
dieſer exceptionellen Vorſchrift nicht nachtheilig afficirt fein ſollte, weil 
fie nicht durch die bloße Wahl und das Vertrauen berufen find, wol- 
len wir dahin geſtellt ſein laſſen. Die Erfahrung wird hierüber zur 
Lehre dienen, jedenfalls wird die Perſönlichkeit des Bürgermeiſters et⸗ 
waige Inconvenienzen auszugleichen mehr, als je, ſich angelegen ſein 
laſſen müſſen, er wird es nicht mehr in der Hand haben, zum Wohle 
der Stadt unzuträglichen Wahlen entgegenzutreten, welche durchaus 
nicht außer dem Bereiche der Möglichkeit liegen. Indeſſen muß jeden⸗ 
falls anerkannt werden: auch in dieſer Frage hat die Selbſtverwaltung 
ihr Recht bekommen und es iſt ein Fortſchritt in derſelben geſchehen. 

3) Die in Bezug auf den § 36 u. 56 Nr. 2 der Städteordnung 
gewählte Faſſung bezweckt nach den Motiven das Verhältniß der beiden 
ſtädtiſchen Behörden zu einander, fo wie gegenüber der Auffichtöbehörde 
angemeſſener feſtzuſtellen, indem nicht mehr, wie bisher, in allen Fällen, 
in denen Magiſtrat Anſtand nimmt, einem Beſchluſſe der Stabtverord: 
neten beizuſtimmen, die Entſcheidung der Regierung eingeholt, ſondern 
ein Verfahren eingeſchlagen werden ſoll, das entweder zur Verſtändi— 
gung der beiden Körperſchaften oder zur Aufrechthaltung des status 
quo führt, falls nicht auf Anrufen der Stadtverordneten-Verſammlung 
der Widerſpruch des Magiſtrats ſeitens des Magiſtrats als unbegrün⸗ 
det verworfen wird. Mit Ausnahme dieſes Falles, in welchem die 
verweigerte Zuſtimmung des Magiſtrats durch deſſen vorgeſetzte Behörde 
ſoll ergänzt werden können, wird alfo, ſoweit nicht die Verfügung ge⸗ 
ſetzlich allein dem Magiſtrate zuſteht ($ 56), oder die Aufſichtsbehörde 
auf Grund beſonderer Titel zur Mitwirkung berufen iſt (z. B. § 50 
u. 78) im Gebiete der Gemeindeverwaltung ohne den übereinftimmen- 
h ar ben e 15 der Stadtverordneten-Verſammlung 
n geſchehen können, ein Reſultat, das eine richtige Konſequenz 
ſowohl des Prinzips — tung, als auch des Verhältniſſes 
der beiden ſtädtiſchen Körperſchaften zu einander ſein dürfte. Die 
Verpflichtung zur Einſetzung einer gemeinſchaftlichen Kommiſſion 
in allen Conflietsfällen ſtatt der bisherigen Befugniß dazu, iſt in 
den Entwurf aufgenommen worden, um die Anregung zur Verſtän⸗ 
digung zu beſtärken; daß die Regierung vor ihrer Entſcheidung über 
die Beſchwerde der Stadtverordneten-Verſammlung ihrerſeits durch 
einen Kommiſſarius eine Einigung zwiſchen Magiſtrat und Stadtver: 
ordneten zu bewirken befugt ſein ſoll, iſt eine aus der revidirten Städte⸗ 
ordnung v. 17. März 1831 herübergekommene Beſtimmung. Uebrigens 
ſind, der Oekonomie des Geſetzes mehr entſprechend, die in Rede 
ſtehenden Vorſchriften dem § 56 sub 2 eingefügt worden; dem § 36, 
aus welchem dieſelben demnach fortgefallen ſind, iſt dabei zugleich eine 
Faſſung gegeben worden, die es unzweifelhaft macht, daß nur die 
auf allgemeine Gemeindeangelegenheiten bezüglichen Beſchlüſſe der 
Stadtverordneten und nicht auch die auf ihre eigenen Angelegenheiten, 
wie z. B. die Veröffentlichung ihrer Verhandlungen bezüglichen Ber 
ſchlüſſe, der Zuſtimmung des Magiſtrats bedürfen. 

So weit die Motive. 

Die Novelle unterſcheidet ſich von den beſtehenden Vorſchriften alſo 
lediglich darin: 

1) daß bei Conflict zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten die 
Einſetzung einer Kommiſſion jetzt erfolgen muß, während ſie früher 
auf Antrag eines der beiden Theile erfolgen konnte; f 

2) daß, wenn der Streit durch die Kommiſſion nicht ausgetragen 
wurde, die Entſcheidung der kgl. Regierung eingeholt werden mußte, 
jetzt auf Antrag der Stadtverordneten eingeholt werden kann, widri⸗ 
genfalls ein Beſchluß für nicht zu Stande gekommen erachtet werden ſoll. 


Uns erſcheint die Abänderung der frühern Beſtimmungen nicht von 
prinzipieller Wichtigkeit. Auch nach dieſen Beſtimmungen wird, wenn 
ſonſt die Sache von irgend einem Belange iſt, beiden Theilen oder 
doch dem einen ſicherlich daran gelegen fein, eine Abwickelung herbei— 
zuführen, Magiſtrat oder Stadtverordnete werden eben ſo gewiß von 
ihrem fakultativen Rechte, einer gemiſchten Kommiſſion die Streitſache 
zu überweiſen, Gebrauch machen, fo daß nur aus der inneren Nöthigung 
ein förmlicher und geſetzlicher Zwang geworden iſt. Auch die Ent⸗ 
ſcheidung der kgl. Regierung wird umgekehrt niemals umgangen werden 
können, gleich viel, ob ſolche ſtatt früher nothwendig vom Magiſtrate, 
jetzt von den Stadtverordneten eingeholt werden kann— 

Schließlich iſt der Unterſchied zwiſchen den Beſchlüſſen der Stadt⸗ 
verordneten über Gemeinde- und ihre eigenen Angelegenheiten kaum 
durch beſtimmte Kriterien zu begründen, denn den Gemeindeangelegen— 
heiten ſtehen andere offentliche oder Privatangelegenheiten gegenüber. 
Dieſe letztern werden die Stadtverordneten als ſolche nie zu beſorgen 
haben; wenn ſie als ſolche beſchließen, koͤnnen es nur immer Gemeinde: 
108 öffentliche Angelegenheiten ſein, denn der § 35 der Städteordnung 
beſtimmt: 

„Die Stadtverordneten⸗Verſammlung hat über alle Gemeinde⸗Ange⸗ 
legenheiten zu beſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Ma⸗ 
aiffente überwiefen find. Sie giebt ihr Gutachten über alle Gegenſtände, 
welche ihr zu dieſem Zwecke durch die Auſſichtsbehörden vorgelegt wer⸗ 
den. Ueber andere, als Gemeindeangelegenheiten, dürfen die Stadt⸗ 
verordneten nur dann berathen, wenn ſolche durch beſondere Geſetze 
oder in einzelnen Fällen durch Aufträge der Aufſichtsbehörde an ſie ge 
wieſen ſind.“ 

Das wegen Veröffentlichung der Beſchlüſſe der Stadtverordneten 
angeführte Beiſpiel eigener Angelegenheiten dürfte nicht zutreffen, denn 
ſei es die Veroffentlichung, ſeien es die Beſchlüſſe, beide berühren die 
Gemeindeangelegenheiten, und die Veröffentlichung ſelbſt kann nur in 
Rückſicht auf das Gemeinde ⸗Intereſſe beſchloſſen werden. Iſt dieſe 
Veröffentlichung nun gar mit Koſten verbunden, fo wird fie wegen Be: 
theiligung des Gemeindeſeckels erſt recht eine Gemeindeangelegenheit. 


Zeitun 


Emedition: Hexrenſtraße Nr. 0. Außerdem übernehmen alle Volle 
Uuſtalten Veftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſchelnt. 


Donnerstag, den 14. Februar 1861. 


Der Streit über die Frage iſt bekannt und wurde durch Min.⸗Reſcript 
vom 17. Juli 1860 dahin erledigt, daß die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung zur Veroffentlichung dieſer Beſchlüſſe der Genehmigung des 
Magiſtrats nicht bedürfe. Mit dem Reſultate ſind wir einverſtanden, 
nicht ſo mit den Motiven. Es giebt noch viele Beſchlüſſe, welche nach 
den beſtehenden Geſetzen der Zuſtimmung des Magiſtrats nicht bedür⸗ 
fen, wie die Abnahme der Rechnung, die Wahlen der Magiſtratualen 
und der Deputationsmitglieder, Bezirksvorſteher, Schiedsmänner, die 
Erklärung bei den Fragen über die Nothwendigkeit oder das Bedürfniß 
eines beabſichtigten Gewerbebetriebes u. ſ. w. 

3) Der § 48 der Städteordnung iſt dahin abgeändert, daß bei 
Abfaſſung der Geſchäftsordnung für die Stadtverordneten die Mit⸗ 
wirkung des Magiſtrats wegfällt. Von großer praktiſcher Wichtigkeit 
iſt die Aenderung nicht, weil die Magiſträte unzweifelhaft den dies⸗ 
fälligen Beſchlöſſen der Stadtverordneten niemals entgegengetreten ſein 
werden und ihr Intereſſe dabei ſich darauf beſchränkt hat, daß die den 
Stadtverordneten vorgelegten Angelegenheiten raſch, unbeſchadet der 
Gründlichkeit erledigt werden. 

4) Nach den Motiven iſt die Beſtimmung, daß für den Fall der 
Auflöſung einer Stadtverordneten-Verſammlung durch den Miniſter des 
Innern Kommiſſarien die Verrichtungen der Stadtverordneten zu be⸗ 
ſorgen haben ſollen, ſo anomal und widerſpricht ſo entſchieden dem 
autonomiſchen Rechte der Städte, daß ihre Erſetzung durch andere Feſt⸗ 
ſetzungen als Bedürfniß erſcheint. Die Uebertragung der Functionen 
der Stadtverordneten auf den Magiſtrat, in ſo weit dies zur Fort⸗ 
führung der laufenden Verwaltungsgeſchäfte nothwendig erſcheint, alſo 
namentlich unter Ausſchluß der Befugniß zu neuen Ausgabebewilligun⸗ 
gen, entſpricht am meiſten den für den gegebenen Fall obwaltenden 
Verhältniſſen. 

Dieſe neue Beſtimmung wird in ihrem Grunde und in ihren Fol⸗ 
gen überall willkommen geheißen werden, wenn auch der Fall der Auf⸗ 
löſung einer Stadtverordneten⸗Verſammlung ein ſo feltener ift — nur in 
Elbing hat bisher ein ſolcher ſtattgefunden —, daß die Anwendung 
der neuen Beſtimmung kaum in's Leben treten wird. 

(Schluß folgt.) 
Preuſen. : 
3 Berlin, 12. Febr. [Das franzöſiſche Blaubuch über 


die warſchauer Zuſammenkunft. — Die Execution gegen 1 


Dänemark.] Es iſt nicht zu leugnen, daß Napoleon III. den fran⸗ 


zöſiſchen Kammern und der öffentlichen Meinung Europas überhaupt in 2 


den Blaubüchern ein reiches Material zur Kritik vorgelegt hat. Die 


Aktenſtücke, welche auf ben e ane een bernd denen find, 
nz re, vollzählig, abgeſehen natürlich von den vertraulichen Mit: 


theilungen, welche damals zwiſchen den einzelnen Kabinetten ausge⸗ 
tauſcht wurden. Man begreift, daß der Kaiſer der Franzoſen die be⸗ 
treffenden Aktenſtücke mit großem Behagen an die Oeffentlichkeit bringt; 
denn fie conſtatiren unleugbar einen wichtigen Erfolg der franzoͤſiſchen 
Politik. Während damals die Auffaſſung Glauben gefunden hatte, daß 
in Warſchau eine Verſtändigung der drei Oſtmächte über die Grundlagen 
einer Coalition gegen Frankreich erfolgen könnte, zeigt gleich die ein⸗ 
leitende Depeſche des Fürſten Gortſchakoff, daß für eine derartige Even⸗ 
tualität die erſte Vorbedingung, eine Löſung Rußlands aus den Ban⸗ 
den der franzöfifchen Allianz, vollkommen gebrach. Das bekannte Me: 
morandum, welches die Abſichten Frankreichs im Hinblick auf den Fall 
eines Krieges zwiſchen Oeſterreich und Sardinien näher darlegt, war 
offenbar ein Ergebniß der zwiſchen Paris und Petersburg gepflogenen 
Unterhandlungen. Das Manöver gelang ſo vollſtändig, daß fortan 
nicht eine gegen Frankreich gerichtete Combination, ſondern das fran⸗ 
zöſiſche Memorandum ſelbſt die Grundlage der Berathungen zwiſchen 
den in Warſchau vertretenen Mächten bildete. Die Depeſchen des ber⸗ 
liner und des wiener Kabinets, zu welchen die franzöſiſche Vorlage Ver⸗ 
anlaſſung gab, finden ſich gleichfalls unter den in Paris veröffentlichten 
Aktenſtücken. Hr. v. Schleinitz hält mit ſeinem Urtheil über den Werth 
der franzöſiſchen Eröffnungen zurück, weiſt aber mit kritiſcher Schärfe 
die Unklarheit und Vieldeutigkeit des Tuilerien-Programms nach. Aus 
der betreffenden Depeſche des Grafen Rechberg erhellt, was ich wieder⸗ 
holt angedeutet habe, daß Oeſterreich den Vorſchlag eines Congreſſes 
zur Regelung der italieniſchen Verhältniſſe lebhaft befürworten würde, 
wenn ihm die Hoffnung zur Seite ſtände, daß die Mehrheit der Mächte 
den züricher Vertrag wenigſtens als Ausgangspunkt der Unterhand⸗ 
lungen anerkenne. 
lich die Aeußerungen, mit denen Hr. v. Thouvenel den Depeſchenwechſel 
beſchließt. Nachdem er die Ueberzeugung gewonnen, daß die Zuſam⸗ 
menkunft in Warſchau keine Coalition gegen Frankreich zu Tage geför- 
dert hat, weiſt er nicht nur die Congreß⸗Wünſche Oeſterreichs kurz ab, 
fondern erklärt auch, daß die im Memorandum ausgeſprochenen An⸗ 
ſichten nur Hindeutungen auf gewiſſe Eventualitäten, keineswegs aber 
dazu beſtimmt ſeien, als Grundlage einer Vereinbarung zu dienen oder 
die zukünftigen Beſchlüſſe des Tuilerienkabinets zu binden. — Der 
Proteſt des däniſchen Geſandten gegen den jüngften Bundesbeſchluß iſt 
einfach zu den Akten gelegt worden. Es ſteht feſt, daß nach Ablauf 
der angeſetzten Friſt der wirkliche Exekutionsbeſchluß erfolgen und die 
Exekution ſelbſt nicht, wie man zu deuteln beliebte, der bloßen Abſen⸗ 
dung diplomatiſcher Commiſſaire, ſondern durch militäriſche Zwangs⸗ 
maßregeln eintreten wird. 

Berlin, 12. Febr. [Vom Hofe. — Oberſt-Schenk 
von Arnim. — Vom Theater.] Nach längerer Abweſenheit von 
Berlin fällt uns das aufgeregte und aufregende Treiben der Reſidenz 
mehr auf, als wenn wir in alter Gewohnheit in demſelben ununter⸗ 
brochen mitgeſchwommen. Die ſtille Zeit der Trauer iſt einer politi⸗ 
ſchen und ſozialen Beweglichkeit gewichen und die geiſtigen Parteikämpfe 
auf beiden Terrains ſtehen in voller Blüthe. Bei Hofe verharrt man 
noch in der von der Trauer gebotenen Zurückgezogenheit, die nach Ab⸗ 
lauf jener in ein glänzenderes Palaſtleben ſich verwandeln dürfte. 
Wenn dies weniger mit dem einfachen Sinne des Sohnes Friedrich Wilhelm 
des Dritten — gleicht doch in fo Vielem der koͤnigliche Sohn dem koͤnig⸗ 
lichen Vater — übereinſtimmen ſollte, ſo doch mit der lebhaften Rich⸗ 
tung des Geiſtes der Königin, die in dieſer Beziehung mit großer 
Vorliebe auf die Zeit des Prachthofes Friedrich I. zurückzublicken ſcheint. 
Der Induſtrie der Reſidenz dürfte in vieler Beziehung die vorausſicht⸗ 
liche Umgeſtaltung des Hoflebens nach größeren Verhältniſſen zu Gute 
kommen und auch — da die Reiſen des Hofes in die Provinzen zum 
Frühjahr wohl zu erwarten ſind — den Provinzen. Mit dem Be⸗ 


ginn des April. nämlich mit Beendigung der Trauer, würden, wie 
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ſchon angedeutet, die neuen Einrichtungen des Hofes durch Belebung 
der verſchledenen hohen Dienſtchargen ins Leben treten. Zu den vor⸗ 
handenen Vacanzen i ie neue durch den Tod des Oberſt⸗Schenken 
Carl Otto Ludwig v. Aknim⸗Neudorf hinzugekommen. Mit dieſem hat 
man einen der liebenswürdigſten Cavaliere, der namentlich in voller 
geiſtiger Friſche und körperlicher Kraft eine persona grata des Hofes 
Friedrich Wilhelm III. war, zu Grabe getragen. Aelteren Berlinern 
war der Verſtorbene unter dem ihm von dem genannten hochſeligen 
Monarchen in heiterer Laune beigelegten Bezeichnung „Pitt⸗Arnim“ be 
kannt, ein Beiname, der dem alſo Benannten zur Ehre gereichte. Hoch⸗ 
gebildet, ein klarer und geiſtreicher Denker, dabei überaus human, be⸗ 
ſchäftigte ſich Hr. v. Arnim lebhaft mit allen Erſcheinungen der Lite⸗ 
ratur und erſchien als gewandter Schriftſteller in feinem in den dreißiger 
Jahren von ihm veröffentlichten Reiſewerke: „Flüchtige Bemerkungen 
eines flüchtig Reiſenden“, in welchem er Berichte über ſeine Tour durch 
Rußland, die Türkei, Griechenland und Italien gab. Ein dramati⸗ 
ſcher Verſuch, der von ihm im Jahr 1828 das hieſige Hoftheater in 
ſcene gehen ließ, war ein verunglückter. Sonſt ſehr vertraut mit dem 
Bühnenverhältniß vertrat Hr. v. Arnim während der Intendanz des 
Grafen v. Redern dieſen bei längerer Abweſenheit zu wiederholtenmalen. 
Mit ihm iſt auch der älteſte Kammerherr — er erhielt den Schlüſſel 
ſchon 1811 — geſtorben. Herr v. Arnim hinterläßt den Ruf eines 
Biedermannes, den ältere Bewohner Berlins noch vor einem Jahre 
freundlich auf dem Corridor des Theaters zu begrüßen pflegten, wenn 
derſelbe von hohem Alter und vielfachen körperlichen Leiden ſchwer ge⸗ 
beugt, dennoch geführt von zwei Dienern bei hervorragenden Vorſtel⸗ 
lungen das Schauſpielhaus und das Opernhaus zu beſuchen nicht 
unterließ. — Ein trauriger Beweis für den geſunkenen Theatergeſchmack 
iſt der ſchwache Beſuch des Friedrich⸗Wilhelmſtädtſchen Theaters, das, 
dem Eifern der Kritik gegen das immer mehr um ſich greifende Poſſen⸗ 
weſen auf den meiſten hieſigen Sekondair⸗Theatern Gehör gebend, es 
nun ſeit Monaten verſucht, gediegenere Luſtſpiele und Schauſpiele zu 
bringen, wohin wir namentlich das vortreffliche poetiſche Luſtſpiel von 
H. Schmid „der Theuerdank“, Meyerns „Prinz Eugen“ u. a. zählen. 
Obgleich die Darſtellung auch gut, oft ausgezeichnet iſt, gelingt es der 
Direktion nicht, ein reges Intereſſe für ihr Bemühen bei dem Publi⸗ 
kum zu erwecken, das nach wie vor ſich dem Unweſen der Couplets 
zuwendet. Die königliche Bühne hat für klaſſiſche Stücke ihr ſtehendes 
Publikum; einen gefunden Geſchmack bewährte ſonſt wohl noch der bür— 
gerliche Mittelſtand und die Arbeiterklaſſe vor den nördlichen Thoren 
der Reſidenz, wo die Gräbertſche Volksbühne mit ernſten Vorſtellungen, 
fleißig dargeſtellt, täglich volle Häuſer macht. Die Depravation aller 
Verhältniſſe iſt auch in die des Theaters gedrungen. 
Berlin, 12. Februar. [Zur „Politiſchen Todtenſchau.“] 
Bei der Adreßdebatte im Hauſe der Abgeordneten iſt, wie man ſich erinnern 
wird, auch die „Politiſche Todtenſchau“, eine in Kiel erſchienene, die polizei: 
lichen Zuſtände der Stadt Königsberg während der Polizei: Verwaltung des 
Präſidenten Peters beleuchtende Broſchüre citirt worden. Der Abgeordnete 
v. Vincke hat auf die darin enthaltenen Thatſachen gefußt, um den Paſ⸗ 
ſus der 7 1 5 wegen Beſeitigung der mit den Prinzipien der Regierung 
nicht übereinſtimmenden Verwaltungs⸗Beamten zu vertheidigen. Mit Bezie⸗ 
hung hierauf iſt von dem Herrn Peters, zuletzt bekanntlich Re ierungspräſi⸗ 
dent in Minden, an den Abgeordneten v. Vincke, wie uns mitgetheilt wird, fol⸗ 
gendes Schreiben peritet: 
Ew. Hochwohlgeboren haben kürzlich auf der Tribüne des Abgeordneten: 
hr vorgekommenen offenbaren Be en ch ge⸗ 
ſprochen, die in der ſogenannten königsberger „Politiſchen Todtenſchau“ 
beglaubigt und unbeſtritten“ berichtet ſeien. Da die von der „Politi⸗ 
ſchen Todtenſchau“ berichteten Geſetzwidrigkeiten faſt ausſchließlich auf mein 
Konto, als früheren Polizei⸗Präſidenten von Königsberg, kommen, ſo bin ich 
veranlaßt, Ew. Hochwohlgeboren hierauf zu entgegnen 8 
) daß ich, wie anderwärts, fo auch auf dem Gebiet der politiſchen Po⸗ 
lizei in Königsberg keine einzige Geſetzwidrigkeit begangen, vielmehr 
die einſchlägigen Geſetze ebenſo genau gekannt, als bei jeder einzelnen Amts⸗ 
\ e befolgt habe, und mir dafür auch die Ge: 
nugthuung nicht gefehlt hat, mich überall mit den Anſichten und Entſchei⸗ 
dungen der Staatsanwaltſchaft und der Gerichte in Uebereinſtimmung zu ſehen; 
2) daß die „Politiſche Todtenſchau“ als „Pamphlet“ ihrem ganzen In⸗ 
halte nach von dem Richter endgilti zus Vernichtung verurtheilt worden ift, 
wie dies feiner Zeit die öffentlichen Blätter berichtet haben; 
3) daß ich im Abe 1859 den Herren Miniſtern der Finanzen und des 
nnern ein ausführliches Promemoria überreicht habe, in welchem die mich 
treffenden Anſchuldigungen des genannten anonymen Pamphlets Punkt für 
Punkt mit aktenmäßigen Beweiſen widerlegt ſind. { 

Zugleich überlaſſe ich Ew. Fechner, ſelbſt zu beurtheilen: ob das 
Vorbringen einer öffentlichen Anſchuldigung auf Grund eines ſolchen, über⸗ 
dies ſogar der Beglaubigung durch den Namen eines Verfaſſers entbehrenden, 
den Geiſt des Haſſes und die Uebertreibung ſogleich für Jeden verrathen⸗ 
den, 1 das Prädikat der Geſetzlichkeit für ſich in Anſpruch neh⸗ 
men kann. Jauer, den 9. Februar 1861. 8 
. Peters, Regierungs⸗Präſident z. D. 

Dagegen veröffentlicht Ludwig Wales rode, der Verfaſſer der Politi⸗ 
e e in der „Voſſ. Ztg.“ gleichfalls anknüpfend an die Debatte 
m Abgeordnetenhauſe und insbeſondere an eine Bemerkung des Abgeordne⸗ 
ten v. Blanckenburg, folgende Erklärung: 5 

Ein Mitglied des Abgeordnetenhauſes, Hr. v. Blanckenburg, hat bei Ge⸗ 

heit der Adreßdebatte (9. Sitzung) gegen Hrn. v. Vincke (Hagen) unter 

derem folgende, in den Zeitungsberichten übereinſtimmend wiedergegebene 
Aeußerung vernehmen laſſen: EEE 

„Sodann hat ſchon der Herr Minifter des Innern das Mitglied für Ha: 
gen daran erinnert, daß von Vielem, zu deſſen Träger er fich gemacht hat, 

ereits durch Erkenntniſſe die Unrichtigkeit der Thatſachen feſtgeſtellt ſei. Ich 
habe das ſo verſtanden, daß es in Bezug auf die Eichhoffſche Broſchüre ge: 
meint ſei. Indeß glaube ich das verehrte Mitglied darauf aufmerkſam ma⸗ 
chen zu müſſen, daß auch dasjenige, was er in Bezug auf die „Politiſche 
n hat, dahin gehört, da dieſelbe durch gerichtliches Erkennt⸗ 

niß vernichtet iſt.“ 

Was ich, der unterzeichnete Verfaſſer, in der „Politiſchen Todtenſchau“ 
berichtet, ſollte ein offenes und wahrhaſtiges Zeugniß fein gegen die Gewalt: 
und Mißregierung, wie fie zehn lee hindurch in Preußen geherrſcht hat 
und herrſchen durfte. Ich bin es daher mehr noch als mir der Sache ſchul⸗ 
dig und den Männern, die ſich öffentlich, mit Schrift und Wort dafür ver: 
bürgt haben, daß die „Politiſche Todtenſchau“ nicht falſch Zeugniß abgelegt, 

ieſe Aeußerung des Hrn. v. Blanckenburg nicht unerwidert zu laſſen. J 
bemerke ihm hiermit: > FE 

Es iſt wahr, daß die „Politiſche Todtenſchau“, ohne alle Vertheidigung, 
durch den Kriminal⸗Senat des oſtpreußiſchen Tribunals zur Vernichtung ver⸗ 


urtheilt worden; es iſt aber auch — und das hätte Hr. v. Blanckenburg viel: 
1 t wiſſen können — eben ſo wahr, daß der erwähnte Gerichtshof, wie der 


ichter erſter Inſtanz, jedes —.— 19 auf die in der „Politiſchen 
Todtenſchau“ erzählten Thatſachen ausdrücklich abgelehnt hat. 

Es iſt ferner wahr — und das mußte Hr. v. Blanckenburg wiſſen — 
ns in der Diät des Jahres 1859 von vielen Rednern nachdrücklich Bezug 
auf den Inhalt der „Politiſchen Todtenſchau“ genommen worden, beſonders 
aber dürfte es Hrn. v. Blanckenburg noch im Gedächtniß ſein, daß ein Mit⸗ 
glied eben deſſelben oſtpreußiſchen Tribunals, welches über die „Politiſche Tod⸗ 
tenſchau“ die Vernichtung ausgeſprochen, der Präſident des Abgeordnetenhau⸗ 
von der Tribüne die Erklärung abgab, daß, wenn auch jene 
5 chrfft die ſeiner Vaterſtadt Königsberg eine ſo unglückliche Berühmtheit ver⸗ 

chafft habe, durch lichterſpruch verurtheilt worden, doch kein Tribunal der 

elt im Stande ſei, die Wahrhaftigkeit der in derſelben berichteten That⸗ 
ſachen irgendwie anzutaſten!“ Pe 5 
Gegen dieſe Erklärung erhob ſich damals kein Widerſpruch, nicht von der 
Miniſterbank, auf welcher der durch die „Politiſche Todtenſchau“ ſchwer kom⸗ 
promittirte Aae Simons anweſend war, nicht von der Seite des 
Hauſes, auf welcher ſich Hr. v. Blanckenburg befand. 

Es iſt eben fo wahr — und ich meine, auch dieſe Wahrnehmung dürfte 

Hrn. v. Blanckenburg nicht entgangen fein — daß der „Politiſchen Todten⸗ 
chau“, die trotz des über ſie verhängten Todesurtheils in vielen tauſend 
Exemplaren die allgemeinſte Verbreitung und in der deutſchen wie auswär⸗ 
tigen Werse die lebhafteſte Beſprechung gefunden, von keinem Parteiorgane, 
auch dem reaktionärſten nicht, eine einzige Unwahrbeit vorgeworfen, geſchweige 
denn nachgewieſen worden iſt. 


ch erſcheint ſeit acht Tagen eine „Revue de Hambourg“. 
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Schließlich bemerke ich nur noch, was Hr. v. Blandenburg ſelbſt hätte 
merken ſollen, daß der Herr Miniſter des Innern gewiß nicht ermangelt 
haben würde, die W Todtenſchau“, auf welche Hr. v. Vincke in ſei⸗ 
nem Angriff gegen die Polizeiherrſchaft mit ſcharfem Finger hinweiſt, als eine 
unzuverläſſige Quelle zu bezeichnen, falls eine derartige Behauptung mit der 
beſſeren Ueberzeugung des Herrn Miniſters verträglich geweſen wäre. 
Wenn es ſich mithin zwiſchen der „Politiſchen Todtenſchau“ oder — per⸗ 
ſönlicher geſprochen — zwiſchen mir, deren Verfaſſer, und dem Herrn von 
Blanckenburg um Unwahrheiten und Verleumdungen handelt, ſo glaube ich, 
daß nicht ich es bin, der ſich von einem derartigen Vorwurfe zu rechtfertigen 
hat. Hamburg, 8. Februar 1861. Ludwig Walesrode.“ 
Deut ſchlan d. 

Frankfurt, 9. Febr. [Für den Nationalverein.] Wir 
berichteten ſ. Z., daß der geſetzgebende Körper die Abſtimmung über 
einen Antrag von Dr. Textor, den Senat zu erſuchen, den Bundes⸗ 
tagsgeſandten dahin zu inſtruiren, daß er gegen den darmflädter An⸗ 
trag auf Verbot des Nationalvereins ſtimme, vertagte, weil damals 
der Wortlaut des darmſtädter Antrags noch nicht offiziell vorlag. In 
der geſtrigen Sitzung reichte Dr. Textor denſelben nun in der offtziel⸗ 
len Wortfaſſung ein. Dr. Braunfels benutzte dieſe Gelegenheit, ſeinen 
im vorigen Jahre geſtellten Antrag auf Gründung einer Centralgewalt 
mit Volksvertretung, auf welchen bis jetzt noch keine Rückäußerung vom 
Senat erfolgt, zu wiederholen. Gegen den Inhalt beider Anträge er⸗ 
hob ſich zwar keine Stimme, wohl aber wurde von drei Rednern das 
formelle Bedenken angeregt, daß die geſetzgebende Verſammlung ver⸗ 
faſſungsgemäß nur innerhalb der erſten ſechs Wochen befugt iſt, beim 
Senat ſelbſtſtändige Anträge einzureichen, oder dieſe bei der Budgetbe⸗ 
rathung anhängen kann. Im Hinblick darauf aber, daß der Textor'⸗ 
ſche Antrag, als er (am 9. Januar) zum erſtenmal geſtellt worden, 
die verfaſſungsmäßige Zeit beobachtet hat, und daß überhaupt mehrere 
Fälle vorlagen, bei welchen jene Verfaſſungsbeſtimmung nicht ſtrenge 
eingehalten worden, ſtimmte die Verſammlung gegen eine kaum zu 
beachtende Minderheit beiden Anträgen bei. 

[Eine Stimme aus Frankfurt.] Folgende Erklärung, die 
einen eigenthümlichen Contraſt gegen die Anſichten der Mehrheit des 
berliner Abgeordnetenhauſes bildet, veröffentlicht das „Frankf. Journ.“: 

Aus Neapel iſt mir ein Brief zugekommen, unterzeichnet von einem 
Hrn. Salvati, als Vorſitzenden eines Vereins, der dem General Garibaldi 
einen Degen und andere Waffen als Ehrengeſchenk überreichen und ihm zu⸗ 
gleich einen Theil der Mittel verſchaffen will zum Beginn des neuen Krie⸗ 
ges, den der General beabſichtigen ſoll. Das Ziel des Krieges ſei, ſagt der 
dem Schreiben beiliegende, in ſranzöſicher Sprache „an alle Völker Ita⸗ 
liens und des Auslandes“ Na deen gedruckte Aufruf, die Vereinigung von 
Rom und Venedig mit Italien und die Befreiung von Ungarn, Siebenbür⸗ 
gen, Croatien und Polen. Da ich von dem neapolitaniſchen Brieſſteller auf: 
gefordert bin, öffentlich Sammlungen zu veranſtalten zu dem Ehrengeſchenk, 
wie zu den Kriegsmitteln, ſo bin ich auch verpflichtet, öffentlich zu erklären, 
daß ich der Aufforderung nicht nachkomme. Die Italiener mögen Recht 
haben, wenn ſie Garibaldi zu ehren ſuchen, und wenn ſie Rom 
und Venedig zu beſitzen wünſchen; aber ſie müſſen ſonderbare 
Begriffe von uns Deutſchen haben, wenn ſie uns zumuthen, die 
Ehre des deutſchen Namens mit Füßen zu treten, indem fie 
Beiträge von uns verlangen zu einem Ehrenzeichen, das einem 
fremden Heerführer für Siege gewidmet werden ſoll, die er 
über deutſche Truppen errungen. (Como, S. Fermo, Vareſe ſind 
auf dem Griff des Degens zu leſen, von dem eine lithographirte Abbil⸗ 
dung der Aufforderung beiliegt), oder wenn ſie uns zum Vaterlands⸗ 
verrath auffordern, indem ſie uns Hilfeleiſtung zu einem Kriege anſinnen, 
der gegen Deutſchland gerichtet iſt. Wollen die Italiener Lande an⸗ 
greifen, die ſich im deutſchen Beſitze befinden, ſo mögen ſie ſich Milhelfer 
anderwärts als in Deutſchland ſuchen; wir find dann ihre Feinde: 
denn unſere natienale Ehre und unſer nationales Intereſſe 
verpflichten uns, die Angreifer mit vereinigter Macht zu be 
kämpfen, unbekümmert um Sympathien für ihre Freiheits⸗ 
und Einheitsbeſtrebungen. Ein Volk, das ſeine nationale Ehre nicht 
zu wahren verſtünde, das ſeine Intereſſen und ſeinen Beſitz preisgäbe, 
würde nimmer zur Freiheit gelangen, und der Fremden ſichere Beute wer⸗ 
den. Gebe Gott, daß die Ausländiſchen keinen Anlaß haben, uns für ein 
ſolch thoͤrichtes Volk zu halten! Frankfurt a. M., den 8. Februar 1861, 


Dr. Jucho. 

München, 9. Febr. Der Herzog von Mien hat uns vor⸗ 
geſtern verlaſſen, dafür ift die Herzogin von Parma geſtern eingekehrt 
und man glaubt, daß auch der Großherzog von Toscana bald wie— 
der ſeine hieſigen Verwandten beſuchen wird. — Von der Quartier⸗ 
Beſtellung für den Papſt in Würzburg oder Bamberg iſt es wieder 
ſtill geworden, dafür aber hört man, daß die herzogliche Familie recht 
ſehnlich wünſcht, ihrer hartgeprüften Tochter nach dem ſchweren Win⸗ 
ter von Gaeta einen frohen Sommer in dem ruhigen Poſſenhofen 
bereiten zu können. Daß die Königin von Neapel nicht allein von 
dort gehen und hier ankommen würde, iſt nach ihrer ſeitherigen Hal⸗ 
tung ſelbſtverſtändlich. (D. A. 3.) 

Bernburg, 8. Februar. [Criminalunterſuchung gegen 
eine Petition.] Auf die Verbreitung der auch in dieſen Blättern 
mitgetheilten Petition an den Herzog hat das Miniſterium mit einer 
Criminalunterſuchung gegen die Verfaſſer und Verbreiter geantwortet; 
die Landräthe haben den Dorfſchulzen gerathen, die Petition zur Un: 
terzeichnung nicht kolportiren zu laſſen, theilweiſe auch die Petitionen 
eingefordert; der Landrath des Harzkreiſes hat die Petition eine 
Schmähſchrift genannt; endlich hat der Gemeinderath der Stadt 
Bernburg einſtimmig die Ueberlaſſung des neu erbauten Bürgerſaales 
zu einer Bürgerverſammlung behufs der Berathung der gedachten Pe: 
tition an den Herzog verweigert und der Oberbürgermeiſter hat in 
der Beſcheidung an die Petenten die jetzige „Agitation“ gegen das 
„Gouvernement“ eine „ſchmachvolle“ genannt. — Die gegen die Pe⸗ 
tition gerichtete Anklage dreht ſich um die Stelle, worin behauptet 
wird, der Wohlſtand der Stadt habe unter den Maßnahmen des 
Gouvernements gelitten, worin eine Verleumdung gefunden wird. Der 
Prozeß wird ein intereſſanter werden, da beide Theile mit ſtatiſtiſchen 
Beweiſen hervortreten werden. (Magd. 3.) 

Hamburg, 9. Febr. [Ein neuer a Hier 

ie ent: 

hält politiſche Ueberſicht, Feuilleton, Literariſches, will friedliche Ver⸗ 
ſtändigung zwiſchen Frankreich und Deutſchland. Ob dieſe Revue 
eine zweite Auflage des „Straßburger Correſpondenten“, muß ſich 
zeigen. K. Z. 

Schleswig, 3. Febr. [Terrorismus.] Dem Geist, in wel. 
chem die däniſchen Gewalthaber gegenwärtig in Schleswig vorgehen, 
entſpricht vollkommen die Nachricht, welche heute der „D. A. 3. von 
hier mitgetheilt wird. Der Miniſter für Schleswig, Herr Wolfhagen, 
hat nämlich ſämmtlichen Behörden eine lange Lifte aller ſelbſtſtändigen, 
patriotiſch⸗geſinnten, mithin aller antidäniſch⸗geſinnten Männer zuge⸗ 
ſchickt mit dem Befehl, alle dieſe Männer ſofort auf der Feſtung Ny⸗ 
borg zu interniren, wenn Bundestruppen in Holſtein einrücken. Wie 
unglaublich auch eine ſolche Nachricht klingen mag, ſo hat ſie doch 
nichts Unwahrſcheinliches für diejenigen, welche ſich des Verfahrens der 
Dänen aus den Jahren 1848 bis 1850 erinnern. 


Oeſterrei ch. 

Wien, 1. Febr. [Die Kriegs- und Friedensfrage.] Wir 
haben nun bereits mancherlei Enthüllungen geleſen über den Zuſam⸗ 
menhang der Dinge in der italieniſchen Frage. Einiges wurde dem 
Corps legislatif mitgetheilt, Anderes liegt in der Form eines Blau: 
buchs dem engliſchen Parlamente vor. Was iſt nun das Reſultat von 
Alledem für die große Frage, ob wir im Frühjahr einen Krieg bekom⸗ 
men oder nicht? Man wird die Antwort vergebens in all' den bishe⸗ 


rigen diplomatiſchen Veröffentlichungen ſuchen. Die Antwort iſt ganz 
allein in Oeſterreich zu holen und zu ſinden. Läßt ſich Oeſter⸗ 
reich nicht einſchüchtern, ſondern hält es, was es recht⸗ 
mäßig beſitzt, mit entſchloſſener Hand feſt, ſo haben wir 
keinen Krieg. Läßt ſich Oeſterreich jedoch zu Experimenten herbei, ſei 
es, daß es ſich verlocken läßt, einen ſogenannten „günſtigen“ Augen⸗ 
blick zu ergreifen, um zur Initiative zu ſchreiten, oder daß es in ent⸗ 
gegengeſetzter Richtung in einer ſchwachmüthigen Stunde auf irgend 
welche Negociationen ſich einläßt — dann allerdings entgehen wir dem 
Kriege nicht. 

England und Frankreich haben beide Sardinien zugeredet, den Krieg 
gegen Venetien zu unterlaſſen, und in Turin thut man ſo, als brächte 
man den befreundeten Höfen dieſes Opfer. Allein im Grunde 
des Herzens find die Piemonteſen froh, ſich auf die Rath: 
ſchläge der alliirten Mächte ausreden zu können. Denn — 
wenn ſie wirklich angreifen wollten, ſie wüßten nicht, wie ſie es ma⸗ 
chen ſollen. (Oſtd. Poft.) 

[Einladungsſchreiben der Hofkanzlei zur Obergeſpans⸗Con⸗ 
ferenz.] Bei Gelegenheit des allergn. kgl. Reſcripts Sr. Maieftät an die 
Jurisdictionen des Landes vom 16. v. M. hatte ich das Vergnügen, Sie 
achtungsvoll zu bitten, Sie mögen dahin wirken, daß die Verordnungen 
deſſelben in dem unter Ihrer weiſen Leitung ſtehenden Comitat vollführt 
werden, damit ſo meine Stellung erleichtert, und das von uns allen gleich 
lebhaft gewünſchte Ziel, nämlich dieſe frühere Abhaltung des Landtages, 
und hierdurch die Löſung unſerer Verwickelungen befördert werde. Die Ver⸗ 
handlungen mehrerer Comitate über das erwähnte allerh. Reſeript bieten 
wenig doffnung, daß meine diesfälligen Erwartungen in Erfüllung geben 
werden. Die Urſache hiervon liegt darin, daß die Jurisdictionen des Land⸗ 
tages ſich mit der ſterilen Frage der Geſetzlichleit der noch beſtehenden pro: 
viſoriſchen Inſtitutionen in einer Zeit beſchäftigen, deren Geiſt ſelbſt beim 
beiten Willen der Natur der Sache gemäß von der ſyſtematiſchen Geſetzlich⸗ 
keit abweicht; — dabei aber zögern ſie, die unleugbaren Bedürfniſſe der kur⸗ 
zen Uebergangsperiode anzuerkennen und zu würdigen, wodurch in der Ver⸗ 
waltung mancherlei Verlegenheit, und hinſichtlich der materiellen Intereſſen 
des Staates eine empfindliche Verkürzung hervorgebracht wird. — Es iſt 
nothwendig, daß wir hierüber miteinander gegenſeitig ins Reine kommen, 
die Rückwirkungen des bisherigen Verfahrens näher ins Auge faſſen, und 
einerſeits die Möglichkeiten der in Ausſicht ſtehenden Löfungen, andererſeits 
die unabweislichen Anforderungen und Bedürfniſſe des beſtehenden Zuſtan⸗ 
des discutiren, und über die möglichen Ausgleichmittel der letzteren mit 
n jurisdictionellen Gefühls des Landes berathen. Da ich aber 
das im Wege mündlichen Ideenaustauſches und freundſchaftlicher ze 
lung viel leichter für erreichbar halte, als durch eine amtliche Verhandlung: 
ſo bin ich ſo frei, Ew. Hochgeboren mit aller Achtung zu bitten, Sie mögen 
— ſoweit Ihre Beſchäftigung es 17 — am 14. Febr. in Peſth zu er⸗ 
ſcheinen belieben, wo ich ſodann gleichfalls auf mehrere Tage anweſend ſein 
werde, damit wir über dieſe Frage im Vertrauen berathen, uns gegenſeitig 
über die fernere Entwickelung der öffentlichen Angelegenheit berathen können. 
Der ich u. ſ. w. Wien am 30. Januar 1861. 

Schweiz, 

Bern, 9. Febr. [Die Vertretung der Eidgenoſſenſchaft 
in Turin.] Endlich hat der Bundesrath Hrn. Turte, unſerm ſeit⸗ 
herigen außerordentlichen Geſandten in Turin, die Vertretung der Eid⸗ 
genoſſenſchaft an dieſem Hofe definitiv übertragen. Hr. Turte hat den 
Poſten eines Geſchäftsträgers der Eidgenoſſenſchaft erhalten, mit der 
Ermächtigung, ſeinen ſeitherigen Titel eines außerordentlichen Geſand⸗ 
ten fortzuführen. Sein Jahrgehalt iſt von der Bundesverſammlung 
auf 18,000 Fres. feſtgeſtellt worden. Faſt gleichzeitig mit feiner neuen 
Ernennung, die geſtern erfolgte, iſt von ihm ein neuer diplomatiſcher 
Bericht im Bundespalais eingetroffen, laut welchem in den nächſten 
Parlamentsſitzungen die Cavouriſten über die vorgeſchrittenen Liberalen 
zwar eine gewiſſe Majorität haben werden, dieſe Maſorität aber durch⸗ 
aus nicht der Art ſein würde, daß ſie mit dem Miniſterium durch Dick 
und Dünn gehen werde. — Für das Lukmanierbahn⸗Project wird, wie 
man verſichert, das turiner Cabinet ſtatt der erwarteten 45 Mill. nur 
20 in Ausſicht ſtellen; man ſagt, es ſei dies eine Folge der Gotthard⸗ 
Concurrenz. 

Frankreich. 

Paris, 10. Febr. [Das Vincke'ſche Amendement.] Das Ta⸗ 
ges⸗Ereigniß iſt heute die Annahme des Vinckeſchen Amendements in 
dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe. Der franzöfiihe Geſandte, Prinz 
Latour d' Auvergne, hatte das Reſultat der Abſtimmung ſofort durch 
den Telegraphen gemeldet, und die Nachricht machte den Gegenſtand 
lebhafter Unterhaltungen auf dem am ſelben Tage ſtattfindenden Ball 
in den Tuilerien aus. Man will in der Annahme des Amendements 
den Beweis ſehen, daß das preußiſche Volk unter keinen Umſtänden 
ein Bündniß mit Oeſterreich wünſcht, und betrachtet es daher als einen 
Schlag für dieſe Macht, als eine Hilfe für das neue italieniſche Kö⸗ 
nigreich. Die Ueberraſchung war hier um fo größer, als man auf 
das Gegentheil gefaßt war, denn man weiß in den officiellen Kreiſen 
ſehr gut, daß die öͤſterreichiſche Anſicht, die Erhaltung der Minciolinie 
ſei eine weſentliche Nothwendigkeit für die Vertheidigung des füdlichen 
Deutſchlands in Berlin viele Anhänger zählt. Auch auf die Mitglie⸗ 
der des Senats und des Corps Legislatif iſt die Nachricht nicht ohne 
Eindruck geblieben. Daß die Preſſe natürlich mit dem Votum zufrie⸗ 
den iſt, brauche ich kaum hinzuzufügen. Doch fehlt es auch nicht an 
Schmaͤhartikeln gegen Preußen, die ſich faſt denen der „Times“ an die 
Seite flellen können. Auffällig iſt in dieſer Hinſicht ein Artikel der 
„Preſſe“, die den Ruf eines wohlredigirten Blattes jetzt ſchleunigſt ver⸗ 
lieren zu wollen ſcheint. (Die „Preſſe“ nennt den preußiſchen Staat 
einen „politiſchen und geographiſchen Unſinn, zerſtückelt und locker, von 
allen Seiten offen und den benachbarten Mächten nur verwundbare 
Punkte bietend.“ Dennoch „ſcheine Preußen es darauf abgeſehen zu 
haben, ſie alle unzufrieden zu machen und ſie durch ſein unentſchiede⸗ 
nes Betragen und feine unüberlegte Sprache zu erzürnen.“ 


Nuß lan d. 

Aus dem Königreich Polen, 10. Febr. [Die ruſſiſchen Trup⸗ 
pen. — Agitation. — Statthalterkandidaken.] Das Vorrücken der 
in Wolhynien und Litthauen ſtationirten Truppen gegen die Grenzen unſe⸗ 
res Königreichs und das Einrücken anderer Truppentheile in deren Stelle 


aus dem Innern des Reichs erfolgt ununterbrochen, aber ſo allmählig und 


— daß es mehr einer bloßen Translocalion, als einem wirklichen Vorſchie⸗ 
en eines ganzen Corps ähnlich ſieht. Die ſtehenden Truppen des König: 
reichs, von denen ein Theil in verſchiedenen lleineren Städten längs der 
preußiſchen Grenze untergebracht iſt, haben weder große Exercitien noch 
Uebungsmärſche, wie ein polniſches Blatt kürzlich meldete, nach welchem die 
Soldaten im Schnee kampiren müſſen und wie Hetzhunde beſtändig herum⸗ 
gejagt werden ſollen. Ueber dienſtliche Anſtrengungen haben ſich die Leute 
gar nicht, deſto mehr aber über ſchlechte Quartiere zu beklagen. Ohne 
andere Bedeckung, als den einfachen Mantel, zur 8 ein dürftig 
Bund Stroh, lagert der Soldat im beſten Falle in einem Stalle, häufig 
aber in einer Scheune, deren Dach durchlöchert und deren vier Wände kaum 
ſo viel Holz enthalten, als zur Conſtruction einer einzigen derſelben ausrei⸗ 
chen dürfte. — Ein großer Theil der Agitationspartei dringt darauf, daß 
bei der am 24. d. Mts. beginnenden General⸗Verſammlung des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Vereins, zu der auch Deputationen aus Litthauen, Galizien und 
der Provinz Poſen nach Warſchau eingeladen ſein ſollen, am 25. auch eine 
Feier zum Andenken an die an dieſem Tage im Jahre 1831 bei Grochow 
geſchlagene Schlacht ſtattfinde. Ob man dieſe offene Demonſtration wirklich 
in Scene ſetzen werde, ſteht dahin. Aber es wäre ſehr zu bedauern, wenn 
auf dieſe Weiſe ein ernſtes Einſchreiten a würde, und dies zur 

olge hätte, daß das Vereinsrecht beſchränkt und der landwirthſchaftliche 
Verein, der übrigens bekanntlich ſchon einmal in Gefahr ſchwebte, aufgeloͤſt 
würde. Der Kaiſer dürfte, wenn feinem guten Willen den Polen gegenüber 
nur ſchroffer Starrſinn entgegengeſetzt wird, leicht anderer Stimm aer 
den und das wahr machen, was er bei ſeiner erſten Anweſenheit als Kaiſer 


in Warſchau in Bezug auf Polen äußerte. — In Stelle des Statthalters, 


x 


J) Fürſt Dolgoruki, früher Kriegsminiſter, jetzt Chef der geheimen Polizei; 
2) Graf Berg, General⸗Gouverneur von Finnland, als früherer Geſandter 
in Wien bekannt; 3) Graf Murawieff Amurski, der ſibiriſche Held; 4) Fürſt 
Souwaroff aus Riga und 5) General Murawieff, der Eroberer von Kars. 
gür welchen der Genannten ſich der Kaiſer entscheiden werde, ſteht für den 
Augenblick noch nicht feſt; doch ſollen die unter 2, 3 und 5 Genannten 
vorzugsweiſe Anwartſchaft auf Berückſichtigung für dieſen Bu en a 
of. Z. 


haben, 
Provinzial - Zeitung. 


Breslau, 13. Februar. [Tagesbericht.] 

— Der königl. Geheime Regierungs- und Baurath Schildener 

iſt in Ruheſtand verſetzt, der königl. Ober-Bauinſpektor Baurath 
Pohlmann zum Regierungs- und Baurath befördert, und der kgl. 
Bauinſpektar Brennhauſen zu Schweidnitz zum koͤnigl. Ober⸗Bau⸗ 
Inſpektor und Mitgliede des Regierungs⸗Kollegiums für die Angelegen⸗ 
heiten des Landbaues ernannt worden. 
Shbb- Heute Morgen 8 Uhr rückte, von dem heiterſten Wetter begün⸗ 
ſtigt, unter dem kriegeriſchen Schalle der Muſik, das 1. und 2. Bataillon 
des hier garniſonirenden Schleſiſchen Garde⸗Grenadier⸗Regiments zu einem 
Uebungsmarſch, verbunden mit Felddienſt⸗Uebungen vom Sandthore aus, 
in der Richtung nach Hundsfeld und Sackerau aus. Die Uebungen wurden 
präcis ausgeführt. Nach 1 Uhr rückten die Truppen wohlgemuth bier. wie: 
der 5 em: fie die Kapelle an der 11,000 Jungfrauenkirche empfan⸗ 
gen hatte. 

8 Ein Muſter! — Wenn man die ſtädtiſchen Verwaltungen im 
Allgemeinen überblickt, ſo iſt man gewohnt, die Stadtverordneten-Col⸗ 
legia als die ſtrengen Oekonomen zu betrachten, welche die mit zu 
großer Freigebigkeit veranſchlagten Etats und außerordentlichen Auf: 
wendungen nach allen Seiten zu beſchneiden und das Prinzip dad 
Sparſamkeit und Mäßigung nach Möglichkeit aufrecht zu erhalten pfle⸗ 
gen. — In Frankenſtein iſt gegenwärtig ein ganz anderer Fall 
eingetreten. — Es ſoll dort ein neues Rathhaus gebaut werden. 
Der Bau iſt unabweisbar — darin find beide ſtädtiſchen Behörden 
einverſtanden, aber in Betreff des „Wie?“ der Bau-Ausführung 
differiren dieſelben bedeutend. Die Stadtverordneten wollen einen 
ſchönen Bau, ein würdiges Denkmal zur Freude der Nachwelt, und 
ſind bereit, die Baukoſten dazu in Höhe von ungefahr 40,000 Thlr. 
zu bewilligen. Der Magiſtrat will eine beſcheidene Stätte für die 
Verwaltungsbehorde, die einen Koſtenaufwand von nur 20,000 Thlr. 
in Anſpruch nehmen ſoll, dagegen möge aber dem Bedürfniß der Volks⸗ 
bildung durch Errichtung einer hoͤheren Bürgerſchule oder min⸗ 
deſtens einer dreiklaſſigen Schule Rechnung getragen werden. Der An⸗ 
trag des Magiſtrats geht dahin, zu beſchließen: 

1) daß ein Rathhausbau lediglich als Bedürfnißbau ausgeführt, 

2) eine wenigſtens dreiklaſſige Schule errichtet, 

3) zur. Beſeitigung von Mißdeutungen ausdrücklich dokumentariſch 
niedergelegt werde, daß die Commune, um für den Unterricht 
der Jugend ſorgen zu können, auf allen Prunk verzichtet 
habe, 

4) die neue Schule zum Andenken an des hochſeligen Königs Ma⸗ 
jeſtät und feine Fürſorge für Pflege des geiſtigen Lebens „Frie— 
drich Wilhelms-Schule“ genannt werde. 

Am 26. Januar kamen dieſe Anträge in der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung zu Frankenſtein zur Verhandlung; dieſelbe war ſehr ein- 
gehend, für die Ausführung und den Vorſchlag des Magiſtrats wurde 
auch nicht eine zuſtimmende Aeußerung laut. Das Collegium be⸗ 
ſchloß: die Angelegenheit zu dem Zwecke gründlicher Information über 


1 50 Gortſchakoff, find jetzt fünf Kandidaten dem Kaiſer präſentirt: 


die in Betracht gezogenen Verhältniſſe auf längere Zeit zu ver: 


zen, eleganten Lokale dieſer 
Lomp., die 


bi 
. 


das decken aus Oberſchleſten ein 


tagen. — Inzwiſchen hat der Magiſtrat eine meiſterhaft durchgeführte 
Motivirung feiner Anträge durch den Druck veröffentlicht. — — Wir 
empfehlen fie den Mitgliedern aller Communalbehörden zur Beachtung 
und zu etwaigen Vergleichungen. 

Für Breslau kommt dies A propos. Man beſchäftigt ſich hier 
mit einer ausgedehnten Renovation des Rathhauſes (für die Donnerſtag⸗ 
Sitzung ſteht eine neue Bewilligung für Reſtauration des Fürſtenſaales 
auf der Tagesordnung) und mit Errichtung neuer Schulen. (Töchter⸗ 
ſchule, Gymnaſium, polytechniſches Inſtitut?) 

In der e Une des Faſching⸗Dinstags hat der Einfluß 
der Alles beleckenden Civiliſation ſo weſentliche Aenderungen hervorgebracht, 
5 der ehemalige Charakter des Feſtes kaum mehr wieder zu erkennen iſt. 
i ur ſpärliche, verkleidete Geſtalten ſah man geſtern Abend über die ſchnee⸗ 
bedeckten Straßen huſchen und den verſchiedenen Ball⸗Lokalen zueilen. Nach 
dem Weiſsſchen Saale lockte die „Tombola“, trotz ihrer anmuthenden 
Hauptgewinne, doch nur eine kleine Beſucherſchaar, wogegen das vielver⸗ 
prechende Programm für den „venetianiſchen Carneval“ im Liebich ſchen 
Etabliſſement ziemlich bedeutende Anziehungskraft übte. Es zeigte ſich indeß, 
daß die „breslauer Faſtnacht“ ſich nicht leicht ins Italieniſche überſetzen läßt. 
Der Triumphzug des Prinzen und der Prinzeſſin Carneval, die humoriſti⸗ 
ſchen Füllhornſpenden und die ausgeſtreuten Erſtlingsblüthen des bald wie⸗ 
der vertagten Frühlings, ſowie die Quadrille à la cour, auf Nachkömmlin⸗ 
gen des geflügelten Muſenroſſes ausgeführt, belebten zwar die Scene, ver⸗ 
mochten jedoch unſerer jeunesse dorée und der zum Theil im eleganten 
Maskenkoſtümen erſchienenen Demi monde kaum mäßigen Beifall abzurin⸗ 
en. Um ſo mehr gefielen die bewährten Meyerſchen Arrangements für die 
afel, an welcher die von allerlei Impromptus gewürzte Tanzpauſe ein zahl⸗ 
reiches heiteres Völkchen in bunten Gruppen verſammelt fand. 

Se. Der geſtrige ſchöne Tag hatte Viele in's Freie gelockt und die mor⸗ 
Rc wer Dämme waren förmlich von Menſchenwogen üherfluthet. Bei Koͤh⸗ 
es und bei Schneider am Weidendamm wieſen die 5 erwärmten 

ale einen Damenflor auf, wie er in ſolcher Fülle nur ſelten angetroffen 
wird. gi den übrigen Lokalen dagegen herrſchte ein wüſtes Faſchingstrei⸗ 
ben. Bei der morgen, 14. d. Mts., zur Erinnerung an Nees v. Eſenbech 
IR den freundlichen Räumen des Pietih’ihen Lokals veranſtalteten Feſtlich⸗ 
eit, erwartet man die Theilnahme Johann Ronge's. — In der Nacht 
go Sonnabend zu Sonntag find Diebe in das Gewölbe des Schirmfabri⸗ 
guten Gallpyot — — und haben einen eiſernen Geldſchrank erbrochen, 
Ra das darin aufbewahrte Geld nicht Beeren vermocht, dagegen aus 
ache großen Schaden an Schirmen und Seidenſtoffen verurſacht. 
e Heute in der 7. Morgenſtunde brach in einer im Hofe des Grund⸗ 
ſtücks Nr. 47 am Ringe liegenden Tapezirer⸗Werkſtatt Feuer aus, das durch 
ſchnelle Hilfe der Feuerwehr unterdrückt wurde. Eine größere Quantität 
erg iſt verbrannt, ſonſt beſchränkte ſich der Schaden auf e ne den: 
ſterſcheiben, zerſtörten Dedpuß und einige angebrannte Stühle. 

De Dem hieſigen Verfertiger von Blechinſtrumenten, Geipel, Sand: 
ſtraße 5, iſt der ehrenvolle Auftrag geworden, für das in Neiſſe ſtehende 
63. Regiment die benöthigten Inſtrumente anzufertigen, und hat dieſem Auf: 
wage bereits zur vollkommenen Zufriedenheit zu entſprechen gewußt. Herr 
Geipel hat uch aus ſehr beſchränkten Verhältniſſen blos durch fein Talent 
zu ſeiner jetzigen Stellung, in 25 er ſich bereits einen Namen erworben, 
emporgearbeitet. — So viele Ver uche auch in Breslau gemacht worden 
ſind, beſondere „Leſe⸗Hallen“ einzuführen, ſo ſind ſie doch alle an der 
geringen Theilnahme des Publikums geſcheitert. Unſeren Conditoreien liegt 
es nun ob, dieſem Mangel durch das Halten der verſchiedenen Zeitungen 
Be Journale zu erſetzen. Bei dem gen gelt Bedürfniß nach ſolcher Ta⸗ 
gen iteratur in unſerex politiſch bewegten Zeit iſt es nun doppelt anzuerken⸗ 
den, wenn dies auf eine möglichſt ausreichende Weiſe geſchieht. Unſere gro⸗ 
die rt, wie Peiini, Manatſchal, Kleinert und 
t neue Conditorei auf der Albrechtsſtraße und die Theater⸗Condi⸗ 
drei halten eine reiche Auswahl, welche nur wenig zu 


e A wünſchen übri 
Sr Auch die Conditorei an der Nitolat- Promenade, ſowſe die son 
A cher, Redler und Arndt halten eine bedeutende Anzahl von Zeit: 


1 die von einer Hand in die andere gehen. Fr 
nn b Das ſeit einigen Tagen anhaltende Froſtwetter ließ die Vermu⸗ 
unsere og werden, daß ein Wachſen des Waſſers, reſp. ein Eisgang, in 
X Oder nicht jo bald eintreten werde. Dieſe Hoffnung iſt jedoch durch 
eitf t ermaßen wankend gemacht worden. Durch 
N a eben bes Gijes iſt das Waſſer in feinem Lauf gehemmt und hat 
nach anderer Seite hin Luft gemacht, indem es die niedern Uſer bei 


is 
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ee und anderen Punkten überſtrömte und die Niederungen unter Waf⸗ 
er ſetzte, wodurch theilweiſe die Communication geſtört wurde. Hier ſind 
die Brücken und Mühlen faſt völlig frei von Eis, doch läßt die lehmige Farbe 
des Waſſers immer noch ein Steigen erwarten. Der Waſſerſtand am Ober⸗ 
pegel war geſtern Abend 16° 2”, heut Früh 15° 11“, heut Mittag 15° 11%, 
am Unterpegel geſtern Abend 6“ 2”, heut Früh 7‘, Mittag 7. Seit heut 
Mittag iſt jedoch das Waſſer in auffallender Weiſe gewachſen, ſo war Nach⸗ 
mittag 3 Uhr der Stand am Oberpegel 17° 6”, am Unterpegel 8° 6”. — 
Die auf der Oder befindlichen Kähne haben nunmehr auch eine andere Stel- 
lung genommen und liegen nicht mehr Kahn an Kahn quer über die Oder, 
ſondern ankern an den beiderſeitigen Ufern, um ſo den Eisſchollen, die in 
letzter Zeit ſehr mürbe geworden ſind, einen freien Nen dane zu verſchaffen. 
„bb Die Herren Haushälter und andere dienſtbare Geifter haben 
ſich geſtern in einer wunderbaren Uebereinſtimmung einen fatalen Faſt⸗ 
nachts⸗Scherz gemacht. Kaum graute der Morgen, als tauſend Beſen, 
Schaufeln, Schippen, Hacken ꝛc. in Bewegung geſetzt wurden, um die Bür⸗ 
gerſteige von den Schneemaſſen zu befreien. Es gelang über alle Erwar⸗ 
tung, die breiten Quadern glänzten wie Spiegel und wurden gegen Abend 
noch zum Ueberfluß von der winterlichen Kälte mit einer herrlichen glatten 
Eisfläche überzogen. — Aber das Streuen mit Sand, Aſche ꝛc. hatten die 
ſchalkhaften Haushaͤlter vergeſſen und dadurch die Tauſende, die ſich geſtern 
zur Faſtnacht a allen Straßen bewegten, zum unfreiwilligen Kaſcheln, 
Schlittſchuhlaufen ohne Schlittſchuhe — gezwungen. Alle die Geſchäftigen, 
Vergnügungsluſtigen gingen auf den Bürgerſteigen einher, als gingen ſie 
auf Eiern, und mitunter gab es einen komiſchen und oft auch einen tragi⸗ 
komiſchen Fall! — Wollen die humanen Herren Hausbeſitzer nicht die Men⸗ 
ſchenfreundlichkeit haben, ihren humoriſtiſchen Bedienſteten dergleichen Späße 
zu unterſagen und ftreng anordnen: daß, wenn bei ſolcher Witterung die 
Bürgerſteige ſpiegelglatt gekehrt werden, auch unmittelbar darauf Sand, 
Aſche ꝛc. geſtreut wird. 5 

Im Regierungsbezirk Breslau wurden die Lehrer im Laufe 
des verfloſſenen Jahres im Einkommen verbeſſert: a) aus Mitteln der 
Schulintereſſenten um 8932 Thlr. 23 Sgr. 3 Pf. und b) aus Regie⸗ 
rungsfonds und allgemeinen Staatsmitteln um 779 Thlr. 24 Sgr., 
in Summa um 9712 Thlr. 17 Sgr. 3 Pf. 


D Breslau, 13. Febr. [Theater.] Eine kurze Notiz glauben 
wir auch der geſtrigen Vorſtellung ſchuldig zu ſein, die, den Forderun⸗ 
gen des Faſching⸗Dinstags Rechnung tragend, zwei alte, aber noch immer 
ganz unterhaltende Poſſenſpiele: „Die Reife auf gemeinſchaft— 
liche Koſten“ und „Vierzehn Mädchen in Uniform“ von L. 
Angely brachte. Da wir frühere Leiſtungen des Herrn Kühn offen 
und freimüthig einer ſtrengen Kritik unterzogen haben, iſt es uns dies⸗ 
mal eine um ſo angenehmere Pflicht, lobend hervorzuheben, daß in 
dem erſtgenannten Stücke die Rolle des „Liborius“ an Hm. Kühn 
einen ſehr braven Vertreter fand und durchgängig in vortrefficher 
Weiſe gegeben wurde. Gleiche Anerkennung kann Hrn. Weiß (Bren- 
nicke) und Frau Köhler (Suſanna) ausgeſprochen werden. Fräulein 
Schäffer (Kommerzien⸗Räthin Koldini) erſchien nicht elegant und 
capriciös genug, in einzelnen Scenen zu matt und ohne die nöthige 
Lebendigkeit, welche für dieſe ſonſt ſo dankbare Partie ein nothwendiges 
Erforderniß iſt. 

Glogau, 12. Febr. [Kommerzien⸗Rath L. Kempner.] Dem 
Chef des hieſigen Bankhauſes H. M. Fließbach's Wittwe, Herrn Leopold 
Kempner, iſt durch die Gnade Sr. Majeſtät des Königs der Charakter eines 
königl. Kommerzien⸗Raths allerhöchſt verliehen, eine Auszeichnung, welche 
bei den vielen Verdienſten, die Herr Kempner ſich während feines Wirkens 
an unſerem Orte erworben, ſowohl in als auch außerhalb der Stadt den 
ungetheilteſten Beifall gefunden hat. 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 
Der Stieber’fche Prozeß. 

Berlin, 12. Febr. Bei der vierten Deputation des Kriminalgerichts 
kam geſtern der neulich vertagte Prozeß gegen den Polizeidirektor z. D. 
Stieber zur Verhandlung. Es iſt dies der letzte der noch gegen Stieber 
ſchwebenden Prozeſſe. Den Vorſitz des Gerichtshofes führte der Stadtge⸗ 
richtsrath Hartung, die Staatsanwaltſchaft wurde vertreten durch den 
Staatsanwalt Grafen zur Lippe; der erſchienene Angeklagte vertheidigte 
ſich ſelbſt. Der Anklage iſt im Weſentlichen Folgendes zu entnehmen: Im 
Sommer 1856 erfuhr der Major v. Koſchembahr, daß fein damals als Se⸗ 
conde⸗Lieutenant beim Kaiſer⸗Franz Grenadier⸗Regiment dienende Sohn 
Horaz v. Koſchembahr Wechſelſchulden gemacht habe. Bei demſelben Regi⸗ 
ment ſtanden damals zwei andere Lieutenants, Erich v. Koſchembahr und 
v. Faltenſtein. Alle drei hatten gegenſeitige Wechſel gezogen und in Umlauf 
geſetzt. Der Vater des Lieutenants v. Wied der kommandirende Ge⸗ 
neral v. Falkenſtein, hatte bereits den Polizeidirektor Stieber mit Ermitte⸗ 


lung und Regulirung der Schuldenverhältniſſe feines Sohnes beauftragt. i 


Auch der Major v. Koſchembahr wandte ſich in gleichem Sinne auf Veran: 
laſſung des Generals v. Falkenjtein an den Direktor Stieber. Die Reguli⸗ 
die oder gütlich erfolgen und ein eie amtliches Einſchreiten gegen 
die Wucherer vermieden werden, da die Väter Eklat vermeiden und ihre 
Söhne dem Dienſt erhalten wollten. Bei der Regulirung kam es zur Sprache, 
daß Horaz v. Koſchembahr ein Wechſel⸗Accept über 68 Friedrichsd'or drei 
Monate nach dem 24. Juni 1856 zahlbar, an einen Commiſſionär Wilhelm 
Hahn cedirt hatte, von welchem ſolches auf den Kaufmann Eduard Präller 
hierſelbſt übergegangen war. Pfüller gab den Wechſel zur Verfallzeit an 
den Konzipienten Wilberg zur Einziehung und dieſer oder ein mit ihm in 
Verbindung ſtehender Commiſſar Weber legten den Wechſel am 27. Sep⸗ 
tember 1856 im Büreau des Rechtsanwalts Härtel bei deſſen Büreau⸗Vor⸗ 
ſteher Ortmann nieder, um in Betreff des Wechſels weitere Aufträge zu er⸗ 
theilen. Hier ließ der Polizeidirektor Stieber den Wechſel noch 
an demſelben Tage mittelſt einer ſchriftlichen, von ihm ausge⸗ 
ſtellten Ordre durch den Kriminal⸗Kommiſſarius Weber mit 
Beſchlag belegen und in das Büreau der Kriminal⸗Polizei 
einliefern. Zugleich wurde der Inhaber Pfüller zu dem Polizeidirektor 
Stieber gerufen und dieſer verhandelte mit ihm wegen Bezahlung des 
Wechſels. Er follte nicht den vollen Betrag erhalten, ſondern einen Abzug 
von etwa 50 Thalern erleiden, und eröffnete ihm der Polizei⸗Direltor Stie⸗ 
ber, daß, wenn er die gebotene Summe nicht annehme, er gar nichts erhielte, 
da ſolche Wechſel minorenner Subaltern⸗Offiziere nichtig und werthlos ſeien; 
die Sache könne für ihn noch unangenehme Folgen haben. Pfüller ging 
auf die gemachte Offerte nicht gleich ein, nachdem aber noch einige Tage 
verfloſſen und die Vergleichsunterhandlungen fortgeſetzt waren, verglich ſich 
Pfüller wegen der Bezahlung. — Die Anklage ſchließt nun, daß, da eine 
Kriminalunkerſuchung wegen des Wechſels nicht geſchwebt habe, die Be⸗ 
ſchlagnahme deſſelben im Büreau des Rechtsanwalts Härtel nur erfolgt ſei, 
um die Einklagung des Wechſels zu verhindern. Demgemäß wird der Po⸗ 
lizeidirektor Stieber angellagt: am 27. September 1856 zu Berlin feine 
ae e durch Beſchlagnahme eines in dem Büreau des Rechtsanwalts 
Härtel niedergelegten fremden Wechſels gemißbraucht zu haben, um den In⸗ 
haber des Wechſels widerrechtlich zur Unterlaſſung der Anſtellung der Wech⸗ 
elklage gegen den Acceptanten des Wechſels und zur Annahme einer den 
ominalbetrag des Wechſels nicht erreichenden Abfindung zu nöthigen. 
Der Angellagte läßt ſich über die e | wie folgt hochſt umſtändlich 
aus: Ich werde hier öffentlich wegen einer Anklage auf die peinliche Bank 
geführt, wegen der ich niemals vorher zu meiner Rechtfertigung gehört wor: 
den bin! Wenn gegen einen Beamten eine Beſchwerde vorliegt, ſo erfordert 
doch die Sitte und die Rückſicht auf die amtliche Qualität, welche er reprä⸗ 
ſentirt, daß man ihm oder ſeiner Dienſtbehörde zunächſt die Beſchwerde vor⸗ 
legt und ſeine Rechtfertigung hört, ehe man ihn öffentlich anklagt und com⸗ 
promittirt. In ſolcher Weiſe iſt es denn gekommen, daß man auf Grund 
der anonymen Anzeige einc3 ganz unzuverläſſigen Schwindlers dieſe Anklage 
gegen mich losließ, welche ich geradezu als aus der Luft gegriffen bezeichnen 
muß. Ein ſolches Verfahren iſt unerklärlich, wenn man erwägt, daß dieſer 
Prozeß noch ein Stück von dem großen alla wehr nen iſt, den mein ge⸗ 
enwärtiger Kollege Herr Schwarck geſtändlich mehr gegen den Polizei⸗Prä⸗ 
ſdenten v. Zedlitz und die Polizei überhaupt, als gegen mich geführt hat 
und in welchem ſich zwei Staatsgewalten, die Polizeigewalt und die Staats: 
Anwaltſchaft, feindlich einander 


e ie eine von dieſen Ge⸗ 
walten ſucht, anſtatt beide zum Wohle des Staates wirken ſollten, die an⸗ 


dere zu überliſten und zu überrumpeln, und es iſt in ſolcher Weiſe ein 
Zuſtand entjtanden, den die Regierung in ihrem bekannten, mit Bezug auf 
feinen Bileee Prozeß erlaſſenen Manifeſt ſelbſt als einen anarchiſchen 
ezeichnet hat. 3 

Ich muß meine Auslaſſung auf die Anklage in zwei Theile zerlegen, in 
einen allgemeinen und in einen ſpeziellen. Ich räume zunächſt ein, daß ich 
mich in den Jahren 1855 und 1856 mit der Regulirung der Schulden der 


Lieutenants v. Falkenſtein und v. Koſchembahr und der zu ihnen gehörigen 
Gruppe von Offizieren beſchäftigt habe, und man kann zunächſt ſcheinbar 
den Vorwurf gegen mich erheben, daß ich meine amtliche Funktion mit einem 
ſolchen Geſchäft von anſcheinend privater Natur permiſcht habe. Dieſe Re⸗ 
gulirung und die wegen derſelben gegen mich eingeleitete Unterſuchung iſt 
aber nur ein Glied einer einzigen Kette, ich habe nicht eine, ich und mehrere 
andere Beamten des Bolei-Kräftiumd vom 5 bis zu den 
Kommiſſarien herab, wir haben eine ganze Reihe ſolcher Regulirungen in 
dem Zeitraume vom Jahre 1851—1857 durchgeführt. Ich muß uu fo mehr 
auf die Angelegenheit im Allgemeinen eingehen, als ſolche vielfach die öffent⸗ 
liche Aufmerkſamkeit auf fi gezogen und von bekannten Perſönlichkeiten als 
Vorwand zu Verleumdungen benutzt worden iſt. Man hat ausgeſprengt, 
die Criminal⸗Polizei habe ein einträgliches Gewerbe aus der Regulirung 
ſolcher Schulden gemacht und ihre Amtsgewalt gemißbraucht, um die Ein⸗ 
treibung gerechter Schuldforderungen zu verkümmern. Herr Schwarck hat 
an dreißig Vorunterſuchungen wegen ſolcher Regulirungen gegen Polizei⸗ 
Beamte einzuleiten verſucht. Noch vor wenigen Tagen hat ein bekannter 
Abgeordneter des Abgeordnetenhauſes, der dort die Rolle „des hö⸗ 
heren Eichhoff“ zu ſpielen ſcheint, ſeine Angriffe gegen dieſe Schuld⸗ 
regulirungen gerichtet. Die Sache hat aber eine ganz andere Bewandtniß. 
Seit undenklichen Zeiten findet man bei den jungen Offizieren eine a. 
zum Schuldenmachen, welche von den Wucherern und Schwindlern vi ae 
ausgebeutet wird. Das preußiſche Landrecht hat ſich veranlaßt geſehen, 
beſondere Geſetze zum Schutze der Offtziere zu erlaſſen. Es iſt ausdrücklich 
vorgeſchrieben, daß Schulden von Subaltern⸗Offizieren nichtig ſind, und daß 
der Gläubiger niemals Bezahlung zu hoffen hat, da ie Wuche das gegebene 
Geld zur Inpaliden⸗Kaſſe eingezogen werden joll. Die Wucherer und Gau⸗ 
ner haben es aber verſtanden, dieſe Geſetze ſchlau zu umgehen und die Ge⸗ 
fahr, welche dieſe Geſetze den Wucherern bereiten, dient nur dazu, den Schuld⸗ 
nern höhere Zinſen abzudringen. Man hat die fogenannten Ehrenſcheine 
erfunden, in denen der Offizier auf fein Ehrenwort Bezahlung der an ſich 
nichtigen Schuld verſpricht, zuweilen auch noch irgend einen abſichtlich fal⸗ 
ſchen Umſtand, 4. B. fein Alter, feine Charge auf 5 Ehrenwort beſcheini⸗ 
gen muß. Es liegt in der Natur der militäriſchen Standesehre, daß ein 
ſolcher Ehrenſchein ohne jeden Widerſpruch eingelöſt werden muß, wenn nicht 
der Offizier ſofort feine Stellung verlieren will. Ein ſolcher Schein kettet 
den Schuldner unauflösbar an den Wucherer. Es iſt, als hätte er jeine 
Seele dem Teufel verſchrieben. Ich glaube, nicht zu viel zu ſagen, wenn 
ich behaupte, daß im Jahre 1851 die Hälfte der jungen Offiziere ſich mit⸗ 
telſt ſolcher Ehrenſcheine in den Händen der niederträchtigſten Wucherer und 
Gauner befand. Perſonen aus der niedrigſten Volkshefe waren in kurzer 
Zeit durch ſolchen Geſchäftsbetrieb reich geworden, es exiſtirten förmlich For⸗ 
mulare für die Ehrenſcheine, und ein c en Corps Commiſſionäre, welche 
die jungen unerfahrenen Offiziere förmlich aufſuchten, ihnen das Geld auf⸗ 
drängten, welche die geringen von den Wucherern gegebenen Beträge noch 
zum großen Theil unterſchlugen und wie die Vampyre den Adel des Landes 
ausſaugten. Nicht hundert, nein tauſend Procent wurden genommen, in 
vielen Fällen erhielten die Offiziere . die Ehrenſcheine, welche ſie unvor⸗ 
ſichtigerweiſe gegeben hatten, keinen Pfennig Valuta und mußten dem drit⸗ 
ten Inhaber doch zahlen. A 

Die Sache nahm endlich ſo große Formen an, daß ſolche nicht nur die 
Aufmerkſamkeit der Militärbehörden, ſondern auch die Sr. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs Friedrich Wilhelm IV. auf ſich zog. Es kamen Selbſtmorde und Des 
ſertionen zu wiederholtenmalen vor. Ein criminelles Einſchreiten gegen die 
Wucherer, welches wohl geholfen hätte, war ſehr bedenklich, weil ſolches in 
der Regel öffentlichen Eclat und die Dienſtentlaſſung der betreffenden Offtziere 
veranlaßt hätte, und weil gerade die tüchtigſten und bravjten Offiziere in 
ſolche Verwickelung gerathen waren. Es wurde alſo beſchloſſen, ein beſtimm⸗ 
tes Geſetz wegen der Ehrenſcheine vorzubereiten und vorläufig die 5 der 
Criminal⸗Pollzei im Intereſſe der e in Anſpruch zu nehmen, 
um die betreffenden Schuldperhältniſſe allmählig a 1 und die Wuche⸗ 
rer einigermaßen in Schach zu halten. Dieſer Beſchluß wurde von 
Sr. Majeſtät dem Könige Friedrich Wilhelm IV. EI gefaßt. 
Ich erhielt eines Tages den Brief, welchen ich hier im Original dem Ge⸗ 
richtshof überreiche, in welchem mich der pee Sr. Maje⸗ 
ſtät des Königs als damaliger Chef des Militär⸗Kabinets zu 
einer Conferenz in das Kriegs⸗Miniſterium befahl, in welchem mir die be⸗ 
treffenden Befehle Sr. Ma ei j 
Auftrag, Aue ſpezielle Schuldverhältniſſe dieſer Art zu reguliren und bei 
einzelnen Fällen erbielt ich das erforderliche Geld aus der Chatoulle Sr. 
Majeſtät ſelbſt, indem der König von einer nicht genug zu preiſenden Güte 
und Nachſicht gegen einzelne 1792 Offiziere erfüllt war. Zum Beweiſe 
8 bereiche ich dem Gerichtshofe anliegendes Schreiben des Chatoul⸗ 
en⸗Rendanten Sr. Majeſtät, des Geheim⸗Kämmerers ee in wel⸗ 
chem mir eine Summe von mehreren Tauſend Fo Fra gegen Ka —— 
97 Dispoſition geſtellt wird. Mein damaliger Chef, der General⸗Polizei⸗ 

irektor v. Hinckeldey, und alle übrigen Civil: und Militär-Autoritäten 

waren mit dieſem Commiſſorium der Criminal⸗Polizei einverſtanden. Daſ⸗ 
ſelbe war eine oſſene Thatſache, welche die ganze Stadt kannte, nur nicht 
Herr Schwarckk. : eo Bi 

Seit jener Zeit blieb ich nunmehr für dieſe Angelegenheit in unmittel⸗ 
barer Beziehung zum Militärkabinet. Alles was geſchehen, geſchah 
in gpige ſpezieller Inſtruktionen von allerhöchſter Stelle und 
im Auftrage meiner Dienſtbehörde. Ich überreihe nur als Beweis: 
mittel hierüber die Correſpondenz, welche in einem ſpeziellen Falle gepflogen 
worden iſt. Ich habe abſichtlich einen Fall gewählt, in welchem der betkef⸗ 
fende Offizier todt iſt, ich meine den Hauptmann von Neumann, den Sohn 
des General⸗Adjutanten Sr. Majeſtät des Königs, des Generals der Infan⸗ 
terie von Neumann. Ich will hier keine Verhältniſſe lebender Offiziere be⸗ 
rühren, da ich leicht den militäriſchen Intereſſen hierdurch ſchaden, und einen 
braven Offizier, den der König ſich vielleicht mit Anwendung eigener Opfer 
mühſam erhalten hat, ruiniren könnte. Ich befinde mich überhaupt bei dem 
Verfahren, welches Herr Schwarck gegen mich in einer ſo heilloſen Weiſe her⸗ 
aufbeſchworen hat, und bei welchem man keine Schonung gegen mich gekannt 
hat, in einer ſehr üblen Lage. Ich habe ſchon in meinem Trüberen rozeß 
durch meine nothgedrungene Verkheidigung dem Lande tiefe Wunden ge⸗ 
ſchlagen, man ſetzt mir auch hier die Piſtole auf die Brust: denn die Pflicht 
der Selbſterhaltung zwingt mich, mich mit allen Mitteln zu vertheidigen, 
aber ich will mich fo viel als möglich auf die Grenze der äußerſten Noth⸗ 
wehr beſchränken, um nicht neue Wunden zu ſchlagen. Sie werden in dem 
von Neumannſchen Falle ſehen, welche ſpezielle Inſtruktionen mir der Flü⸗ 
gel⸗Adjutant Sr. Majeſtät im allerhöchſten Auftrage durch meinen Chef er⸗ 
theilt hat. Meine Herren, es iſt aber eine Verleumdung, wenn man etwa 
die Sache jo auffaſſen wollte, als wären bei dieſen Regulirungen die betref- 
fenden Wucherer übervortheilt worden. Dieſe Regulirungen fanden nur im 
gegenseitigen Intereſſe ſtatt, und wo ſolche nicht zu Stande kamen, erhielt 
der Wucherer zu ſeinem Nachtheile nichts, aber der Offizier mußte gewöhn⸗ 
lich den Dienſt quittiren. Es wurde den Wucherern nur der übertriebene 
verbrecheriſche Gewinn abgejagt, Es war der jtete Grundſatz Sr. Majejtät 
und aller bei der Sache betheiligten Inſtanzen: der Wucherer erhielt 
das Geld, was er gegeben, wieder mit 6 % Zinſen und noch 
einigen Prozenten Krovifion. Das Geſchäft ward in folder Weiſe 
nichtig gemacht, wie es das Landrecht verordnet, und es ward dann von 
weiteren Schritten ſowohl gegen den Offizier als den Wucherer Abſtand 
nommen. Die Kriminal⸗Polizei hatte namentlich die Aufgabe, = ermitten, 
wieviel eigentlich gegeben war. In einzelnen Fällen, wo der feier einer 
armen Familie angehörte, und nichts Unehrenhaftes gegen ihn vorlag, gab 
der König ſelbſt, ja zuweilen heimlich, ohne daß es die bekümmerte Familie 
wußte, das Geld aus ſeiner Taſche an die Polizei, um die Sache zu regu⸗ 
liren. Viele Thränen ſind in ſolcher Weiſe getrocknet worden von einem 
Monarchen, deſſen Herzensgüte nicht genu ecke werden kann. Gegen 
die Commiſſionäre, welche die von den Wucherern erhaltenen Gelder unter: 
ſchlagen hatten, und überhaupt die jungen Offiziere verleiteten, ſollte aber 
nach dem Willen Sr. Majeſtät ſtets ohne Schonung vorgegangen werden. 
— Im 7 1857 waren endlich die betreffenden Schuldverhäaltniſſe nach 
langer Mühe und Arbeit von der Polizei abgewickelt, und es erſchien das 
Geſetz vom 2. März 1857, welches dem Uebelſtande mit einem Schlage ein 
Ende machte, indem ſtrenge Strafen darauf as wurden, wenn Jemand 
ſich Ehrenſcheine ausstellen ließe, um nichtige Schulden minorenner uns 
erfahrener Leute verbindlich zu machen. Meine Herren, ich ſelbſt habe beim 
Entwurf dieſes Geſetzes geholfen. Seit jener Zeit hat die betreffende Thä⸗ 
tigkeit des Polizei⸗Präſidiums vollſtändig geruht, und Herr Schwarck hätte 
wahrlich nicht nöthig gehabt, die betreffenden Prozeduren aus dem Grabe 
der Vergeſſenheit heraufzuſuchen. Es handelt ſich auch in dieſer Unterſu⸗ 
chung wieder um Thatſachen, welche vor nunmehr 5 Jahren geſchehen ſind. 
Ein wirklicher Uebelſtand konnte hiermit nicht beſeitigk werden, denn er war 
nicht mehr vorhanden. e 5 . 2 

Wenn ich in ſolcher Weiſe die Krone in meinen Prozeß hineinziehe und 
den König Friedrich Wilhelm IV. litem denunzire, ſo bitte ich mich nicht 
mißzuverſtehen. Ich will mich nicht etwa in die Friedenskirche zu Sansſonci 
flüchten, und mich feige hinter dem Sarkophage meines verſtorbenen Königs 
verkriechen; ich will nicht etwa für unge Handlungen den Schutz der 


Krone fordern. Allerdings haben wir Polizeibeamte unter Hrn 


tät eröffnet wurden. Zugleich wurde mir der 


v. Hinckeldey im Stande der konſtitutionellen Unſchuld gelebt: 
wenn uns der König befohlen hätte, wir ſollen den Miniſter⸗ 
Präſidenten arretiren, wir hätten das ganze Staatsminiſte⸗ 
rium verhaftet. Aber das Verdienſt hat ſich mein jetziger Kollege Herr 
bean erworben, er hat uns durch ſeine obenerwähnten vielen Vorunter⸗ 


— . —UUH—ä— 


ſuchungen zu dem Bewußtſein gebracht, daß die Krone den Beamten nicht 
decken kann, und daß der Beamte wie der Miniſter verantwortlich iſt, wenn 
er auch auf Befehl des au handelt. Obwohl Sie, meine Herren, hier 
im Namen des Königs Recht ſprechen, ſo würden Sie mich und in mir 
8 den König verurtheilen müſſen, wenn ich auf Befehl des Königs ungeſetzlich 
1 hätte. Es iſt dies die Konſequenz der Schwarckſchen 
Anarchie. Meine Herren, ich bitte mich nicht mißzuverſtehen. Ich vertrete, 
| was ich gethan habe, jelbit, und beziehe mich nicht etwa auf den König als 
Fl den Deckmantel für Ungeſetzlichkeiten, ich will Ihnen nur beweiſen, daß ich 


12 überhaupt bei der fraglichen Schulden⸗Regulirung im amtlichen und ſtaatli⸗ 


N chen Intereſſe gehandelt, und nicht etwa meine Privatzwecke verfolgt habe, 
1 ich will Ihnen beweiſen, daß ich keinen Dolus dabei gehabt habe, 255 wenn 
| Sie hiervon ausgeben, wird ſehr bald jeder Verdacht einer Ungeſetzlichkeit 
fortfallen. Ich beziehe mich ferner auf den König, um zu beweiſen, daß ich 
die allgemeine amtliche 5 8 gehabt habe, Wechſel minorenner Offi- 
a. wenn ſolche unter Mitwirkung bekannter Wucherer und Schwindler zum 
orſchein kamen, mit Beſchlag zu belegen, die Entſtehung der Wechſel zu 
unterſuchen, das Schuldverhältniß guͤtlich zu reguliren, und dem Militärka⸗ 
binet oder der Kommandantur Anzeige zu machen. Ich war alſo unter 
allen Umſtänden befugt, ſelbſt Wechſel beim Rechtsanwalt Härtel anzuhalten. 
Die Ausſteller waren minorenn und die Kommiſſionäre Hahn u. 1 w. be⸗ 
kannte Wucherer und Schwindler, Hahn iſt 17mal in Unterſuchung geweſen 
und beſtraft. Zum Beweiſe über die fragliche Inſtruktion habe ich mich be⸗ 
2 reits auf das Zeugniß des Polizei⸗Präſidenten v. Zedlitz berufen. Ich be⸗ 
Tel rufe mich, falls ich es noch für nothwendig erachte, noch auf zwei neue, ganz 
vortreffliche Entlaſtungszeugen: den ehemaligen Juſtizminiſter Simons und 
den Ober⸗Staatsanwalt Schwarck. Ich habe ſchon erwähnt, daß an dreißig 
Vorunterſuchungen geom Polizeibeamte wegen folder Schulden⸗Regulirung, 
und zwar gegen Polizeibeamte von niederem und hohem Range geſchwebi 
aben. Es handelte ſich um Schulden von Grafen, Prinzen und Fürſten. 
(le dieſe Unterſuchungen hat Herr Simons oder Schwarck fallen laſſen, ſo 
N viel ich weiß, weil die Herren oben ſich 1 hatten, daß die Beamten 
f auf allerhöchſten Befehl gehandelt hatten, und daß die von mir unter Be⸗ 
weis geſtellten Inſtructionen vom König erlaſſen waren. Ich allein bin auch 
zum Opferlamm auserkoren. Ich verlange nun, die Herren Simons und 
Schwarck ſollen hier erſcheinen: Zeu ß für mich abzulegen. 
Endlich verweiſe ich noch ganz einfach auf die bekannte Beſtimmung des 
Allg. Landr. Th. 1. Tit. 11 § 614: „Ermangelt die Einwilligung des Com: 
mandeurs, und iſt der Schuldner ein Subaltern⸗Offizier, fo iſt der Darlehns⸗ 
vertrag null und nichtig, der Gläubiger hat niemals die geringſte Wieder⸗ 
daga zu hoffen und das wirklich Gegebene fällt zur Strafe der Inva⸗ 
lidenkaſſe unwiderruflich anheim.“ Hiernach konnte ich ja, wenn es mir auf 
Beſchlagnahme des Wechſels ankam, mich decken und man mir höchſtens einen 
Vorwurf machen, daß ich an den Inhaber des Wechſels, Pfüller, überhaupt 
einen Pfenni abe habe. c 
In der That haben mich aber bei der Beſchlagnahme ganz andere, völlig 
geſetzliche Motive geleitet, und ich komme nun zu dem ſpeciellen Theil mei⸗ 
ner Vertheidigung. Es iſt zunächſt eine Unwahrheit der Anklage, daß der 
derr General von Falkenſtein ſich wegen Regulirung der Schuldverhältniſſe 
eines Sohnes an mich gewandt hätte. Ei v. Falkenſtein wendete ſich des⸗ 
halb an meinen Chef, den Herrn v. Hinckeldey, und an Se. M. den König, 
ö da er zugleich die Verſetzung ſeines Sohnes aus Berlin wünſchte. Von dort 
5 her, von Sr. M. dem König und von Herrn v. Hinckeldey, iſt mir der Auf⸗ 
3 trag zu dieſer Regulirung geworden, und ich habe bei ſolcher überall in 
| Folge dieſer Aufträge gehandelt. Mit der Falkenſteinſchen Regulirung hin 
die Koſchembahrſche ſo innig zuſammen, daß ſich mein Auftrag auch aut 
3 dieſe bezog und ich nicht eine ohne die andere erledigen konnte. Der Major 
145 v. Koſchembahr kam zu mir, als die Sache ſchon Jahr und Tag ſchwebte 
2 und zu Ende ging, und die disponiblen Fonds erſchöpft waren. Der Lieute⸗ 
5 nant v. Koſchembahr hatte den fraglichen Wechſel an den Commiſſtonär 
= gen gegeben, um ſolchen zu verkaufen, erhielt aber nicht einen Pfennig 
uta. Hahn hat vielmehr ſolche vollſtändig unterſchlagen. Als Koſchem⸗ 
Bahr bei mir deshalb gegen Hahn denuncirte und ich denſelben verhörte, 
andte dieſer ein, er habe den Wechſel an Weber gegeben, der ſich zum 
nkauf bereit erllärt. Da er dem Weber aus einem andern Geſchäft noch 
eld ſchuldig ſei, ſo habe ſich Weber geweigert, das Kaufgeld für den Wechſel 
zu zahlen, vielmehr den Wechſel auf ſeine Schuld zurückbehalten. Er habe 
a aber dem Weber vorgehalten, daß er ſich an fremdem Eigenthum nicht hal⸗ 
\ ten dürfe, und würde derſelbe nicht zum Vorſchein kommen, da er vernichtet 
worden ſei. Deſſen ungeachtet wurde der Wechſel zur Verfallzeit auf den 
Namen Wilberg proteſtirt, und Alb erhielt unter dieſem Namen einen 
gaoben Drohbrief, in welchem ihm mit Denunciation beim General⸗Com⸗ 
— gedroht wurde, wenn er nicht den ganzen Betrag des Wechſels zahle. 
achdem ich von dieſem Vorgange Kenntniß erhalten, vernahm ich die be⸗ 
gone Perſon, Namens Wilberg. Dieſer erklärte mir aber, daß er den 
rief gar nicht geſchrieben habe, daß ſein Name wahrſcheinlich von dem 
Hahn gemißbraucht worden ſei. Nun wurde es klar, daß eine Betrügerei 
vorlag, zumal Hahn und Weber daſſelbe Manöver ſchon bei einer Reihe an⸗ 
derer Wechſel gebraucht hatten, welche Hahn von Oſſizieren zum Verkauf ers 
halten hatte. Hahn hat niemals Valuta gebracht und immer die Ausrede 
ebraucht, Weber habe ſolche für Forderungen retinirt, welche dieſer an ibn 
abe. Nunmehr blieb nichts übrig, um zu ermitteln, wem der Wechſel 
eigentlich gehöre und wer die Valuta für ſolchen an Hahn gezahlt hatte, als 
den Wechſel beim Rechtsanwalt Härtel mit Beſchlag zu belegen. So erfuhr 
. A ahn den Wechſel an Pfüller verkauft und von ihm eine erhebliche 
umme erhalten, ſolche aber unterſchlagen hatte. Die ganze Geſchichte 
mit Weber war ein Schwindel. Zu dem Wechſel gehörte ein Ehrenſchein, 
den Pfüller im Hauſe hatte. Nur mit Rückſicht auf den Ehrenſchein, den 
Herr von Koſchembahr als Mitglied einer höchſt ehrenhaften Familie unter 
allen Umſtänden einlöſen wollte, habe ich mit Pfüller verhandelt und ihm 
ahlung geleiſtet. Obwohl ben v. Koſchembahr keinen Pfennig Valuta er⸗ 
‚halten, wollte er das Kapital zahlen, nur wegen der Wechſelkoſten und Zin⸗ 
n war ich mit Pfüller ſtreitig; der Wechſel hingegen war ein werthloſer 
Wiſch, auf den ich niemals einen Heller gezahlt hätte, da er von einem 


minorennen und Subaltern⸗Offizier acceptirt, alſo aus doppeltem Grunde 


nicht klagbar war. Die Anklage behauptet geradezu logiſchen und juriſtiſchen 
f Widerſpruch, wenn ſolche behauptet, ich hatte die Einklagung des Wechſels 
verhüten wollen; der Wechſel konnte 
erfahrener Juriſt und Geſchäftsmann hät 
und ich kann nur bedauern, daß mir die Anklage ſo 
muthet, ich hätte mich vor einer ſolchen Klage fürchten ſollen. Die Beſchl 
> gehörte zur Unterſuchung gegen Hahn und hieraus erledigt 

nllage gegen mich. 


Als Zeugen werden demnächſt vernommen: der Kaufmann Pfüller, der 
öfer, der Rechts⸗Anwalt Hertel, der Lieutenant v. Koſchembahr, die 
Verleſen wird 


25 die Ausſage des Majors v. Koſchembahr, eine Erklärung des 7 9 


Agent er R : 
Kriminal⸗Kommiſſarien Weber, Pitt, Rodenjtein und Rothe. 


räſidenten v. Zedlitz. Die Ausſagen der Zeugen fallen im Ganzen günſtig 
r den Angeklagten aus. Es ergiebt ſich, daß Herr v. Koſchembahr keine 
aluta für ſeinen Wechſel empfangen und daß er beim Angeklagten deswe⸗ 


gen denunzirt hat. Herr v. Koſchembahr war aufgefordert worden, die Briefe 
des Angeklagten mit zur Stelle zu bringen, und wurde darunter folgender 
N err Lieutenant! Ew. Hochwohlgeboren wer⸗ 
den wohl aus den Zeitungen erſehen haben, welchen Gang meine Angelegen⸗ 
Ich habe die unerhörte Verfolgung meiner Gegner, 
obwohl man mit Lug, Trug und Meineid gegen mich gekämpft hat, glücklich 
lem haben ſich jelbit 

Ich chweres Amt dabei jo 
bekommen, daß ich mit Vergnügen die Gelegenheit ergriffen habe, um 
mich in einer meinen Wünſchen entſprechenden Weiſe vorläufig zurückzuziehen. 
Die gegen mich ſchwebenden Verfolgungen und Unterſuchungen ſind hiermit 
nun wohl erledigt, nur die Ihren Wechſel betreffende Sache ſchwebt noch, 
und kann, ſo ſehr man auch jetzt Ruhe und Frieden wünſcht und ſo ſehr 
man den Unſinn dieſer Verfolgung einſieht, nicht mehr zurückgenommen wer⸗ 
Dieſe Sache muß alſo noch ver: 
boffe aber, man wird von Seiten der Regierung alles 
um Eclat zu vermeiden, und ich werde dieſem Beſtreben ſelbſt 
if hr letztes Schreiben an mich, 
Ew. Hochwohlgeboren nochmals gerichtlich vernehmen zu laſſen, da⸗ 
aufgeklärt wird und man ſich überzeugt, daß es ſich, 
echtsanwalt Härtel befindlichen Wechſel anhalten ließ 
(worüber allein jetzt noch verhandelt wird), lediglich um Ihre Beſchwerde 
eiwa darum gehandelt hat, einem 
w. Wäre Ew. ꝛc. hier anweſend 
und könnten Sie hier vernommen werden, ſo würde ſich von vornherein 
ed beſeitigt haben, den die Gegenpartei mit Gewalt erregen will. 
Dennoch bleibt es ein Skan⸗ 


Brief verleſen: „Sehr werther 


heiten genommen haben. 


überſtanden, und die Haupfperſonen unter meinen Ge 
an runde gerichtet. Ich ſelbſt habe freilich mein 
at 


ereits eingeleitet iſt. 


den, weil die Sache b 
handelt werden. 
Mögliche thun, 
entgegenkommen. 
gebeten, v 
mit die Sache völli 
als ich den beim 


Ich habe mit Rücksicht auf 


über den Kommiſſionär Hahn, und Br 
Hhrer Gläubiger Gewalt anzuthun u. |. 


Verdacht be 
Bahrheit wird auch in dieſer Sache ſiegen. 
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und eine Herabſetzun 


ſigen Wollmarktes auf die Zeit vom 4. bis 7. Jun 
und mit daten, für ut Vordatirung, falls Sonn: oder der 


dieſe Fri 


gar nicht eingeklagt werden. Ich als 
ätte über eine fe che Anklage gelacht, 
che Einfältigkeiten zu⸗ 

+ ag⸗ 

nahme des Wechſels hatte gar keine De I der 1 72 ae 
ich die ganze 
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dal, daß ſich ein Polizeibeamter, der nur das Rechte gewollt, wegen einer 
ſolchen Gaunerbande vor Gericht verantworten muß. Stieber.“ Der Kauf⸗ 


mann Pfüller bekundet, daß er vom Angellagten höflich behandelt worden 


ſei, und daß dieſer ihm nur geſagt habe, wenn er das angebotene Geld nicht 
annehme, würde er gar nichts erhalten, weil der Wechſel ungiltig ſei. Die 
Polizeibeamten beſtätigten mehr oder minder, daß ſie auf allerhöchſte Veran⸗ 
laſſung Inſtruktionen gehabt hätten, derartige Wechſel mit Beſchlag zu bele⸗ 
gen, und daß hiernach, ſowohl unter Hinckeldey, wie auch unterm gegenwär⸗ 
tigen Präſidenten, verfahren ſei. Die Polizeibeamten bekundeten gleichzeitig 
über das Treiben des Hahn, der als gefährlich geſchildert wurde. 

Der Staatsanwalt erklärte, daß er ſich in ſeinem Plaidoyer nur ganz 
an die Sache ſelber halten werde. Er müſſe nach den Reſultaten der Be⸗ 
weisaufnahme die Klage aufrecht erhalten; durch das Zeugniß des Kaufmanns 
Pfüller ſei feſtgeſtellt, daß der Angeklagte ihm gedroht habe, er werde gar 
nichts auf ſeine Forderung erhalten, wenn er den Vergleich, der ihm vorge⸗ 
ſchlagen werde, nicht acceptire. Dieſer Vergleich habe aber in nichts Ande⸗ 
rem beſtanden, als darin, daß Pfüller einen Theil ſeiner Forderung ſchwin⸗ 
den 0 5 Zu dieſem Zwecke nur, und um überhaupt die Einklagung des 
Wechſels zu verhindern, habe der Angeklagte den Wechſel bei Härtel durch 
amtliche Verfügung in Beſchlag genommen. Hätte der Angeklagte dabei den 
von ihm behaupteten Zweck verfolgt, einen Betrug oder ein ſonſtiges Ver⸗ 
geben, deſſen Hahn verdächtig geworden, amtlich zu verfolgen, ſo würde dieſe 

erfolgung wirklich von ihm vorgenommen worden ſein; dies ſei aber nicht 
geſchehen, es ſei keine Unterſuchung gegen Hahn eingeleitet. Sonach habe 
der Angeklagte augenſcheinlich bei Bei 2 
klage behauptete Abſicht verfolgt, die Einklagung des Wechſels I hindern 
der 1 ſeitens des Pfüller zu erzielen; da der 
Angeklagte dazu amtlich nicht befugt war, ſo habe er ſich eines Mißbrauchs 
ſeiner Amtsgewalt 1 oe gemacht. Der Staatsanwalt beantragte 3 Mo⸗ 
nate Gefängniß als Strafe und Unfähigkeit zu öffentl. Aemtern auf 1 Jahr. 
Der Angeklagte erklärt, daß er ſeine Vertbeidigung bereits vollſtän⸗ 
dig in ſeiner obigen Auslaſſung geführt habe, und daß er, da die Sache, wie 
er glaube, ſich zu ſeinen Gunſten geſtaltet habe, eine Vertheidigung für über⸗ 
flüſſig erachte. Er macht nur einige unweſentliche thatſächliche Berichtigun⸗ 
gen. Der Gerichtshof erkannte auf Nichtſchuldig. Er nahm an, daß der 
Angeklagte durch die von den Polizeibeamten bekundete Inſtruktion berech⸗ 
tigt geweſen ſei, den Wechſel mit Beſchlag zu belegen, daß aber außerdem 
die Sache auch ſo gelegen habe, daß der Angeklagte einen Betrug hätte ver⸗ 
muthen können, wodurch er gleichfalls ein Recht, die Beſchlagnahme zu ver⸗ 
fügen, herleiten konnte. (Pr. Z.) 
Handel, Gewerbe und Atkerbau. 

Breslau, 9. Febr. [Auszug aus den Protokollen der Han: 
delskammer. IV. Plenarſitzung.] Der Bericht an das königl. Ober⸗ 
Präſidium, betreffend den hieſigen Frühjahrs Wollmarkt gelangt zur 
Verhandlung, Schon unterm 28. Dezember 1858 hatte ſich die Kammer 
gegen die in Anregung gekommene Verſchiebung des hieſigen Frühjahrs⸗Woll⸗ 
markts geäußert. Als gleichwohl der Miniſterialerlaß vom 20, März v. J. 
erſchien, war man ſich der Folgen deſſelben für den hieſigen Platz ſehr wohl 
bewußt. Gleichwohl unterblieb jede weitere Remonſtration, weil, ohne 
Beſtätigung durch Thatſachen, vorausſichtlich erfolglos. Es ſchien zweckmä⸗ 
ßig, den Fuels der neuen Anordnung abzuwarten. Die Polizei⸗Verordnung 
vom 18. April d. J. war beſonders dazu angethan, denſelben zu ſichern, 
und die befürchteten Wirkungen blieben denn auch in der That nicht ans. 
Schon bei Gelegenheit der Berichterſtattung über den Wollmarkt wurden 
die mannigfachen Nachtheile der eingetretenen Veränderungen und der zu 
ihrer Ausführung beſtimmten Maßnahmen feſtgeſtellt. Einſtimmig hielt man 
bei der Fortdauer der neueſten Anordnung den breslauer Früjahrs⸗Woll⸗ 
markt wenn nicht in ſeiner Exiſtenz ſo doch in ſeiner früheren Bedeutun 
gefährdet, einſtimmig erachtete man die Erhaltung der letzteren, wenn Se 
vielleicht nicht durch das 19 * Intereſſe des hieſigen Wollhandels, ſo doch 
durch das allgemeine Handels: und Verkehrs⸗Intereſſe, durch das beſondere 
Intereſſe der Wollproduktion und das der hieſigen Commune dringend ge⸗ 

oten. In verſchiedenen Correſpondenzen mit Behörden, dem hieſigen 
Magiſtrat, Handelskammern und landwirthſchaftlichen Vereinen hatte ſch 
die Kammer in dieſer Beziehung ausgeſprochen, und beſonders erfreu⸗ 
lich war es, faſt überall denſelben Anſichten zu begegnen. Insbeſondere 
herrſcht mit der Aufaflung des biefigen Magiſtrats nach deſſen abſchriftlicher 
Mittheilung ſeines Berichts an die königl. Ministerien des Handels ꝛc. und 
der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vom 18. v. M. nunmehr vollſtän⸗ 
dige Uebereinſtimmung. Beiderſeits erachtet man die Seftfegung des hie: 
ohne Bsstoge 

n 


Daß ſodann das Verwiegen der Wolle 
der Wagezettel zu jeder Zeit, das Aufſtellen der 
0 Tage, das Aufichlagen der Zelte 2 Tage, 
ieſelben, desgleichen das Belegen der 
15 des Marktes geſtattet 


fallen, für nöthig. 
und die Ausſtellun 
Wolle in den Häuſern 
das Einlegen der Wolle in 
öffentlichen Plätze am letzten Tage vor Be d e 
werden möge, wird übereinſtimmend vom Magiſtrat, dem landwirthſchaftli⸗ 
chen Centralverein und der Handelskammer beantragt. Ebenſo beſteht in 
Betreff eines paſſenden Anſchluſſes des ſchweidnizer Marktes keine Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit. Ku \ , 

Die Kammer beſchließt, in Anſchluß an die gutachtliche Aeußerung vom 
28. Dezember 1858 im obigen Sinne an Se. Excellenz den Herrn Dberprär 
ſidenten zu berichten, und genehmigt den bereits vorliegenden Entwurf in 
Schlußantrag und in Motiven. j * 

Etwa 40 am Speditions-, Transport: oder Tranſito⸗Geſchäft betheiligte 
Firmen überreichen Abſchrift eines bei der k. Direction der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn geſtellten und gegen die 1 directen Güterver⸗ 
kehrs zwiſchen Hamburg⸗Berlin und dem Königreich Polen gerichteten 
Antrags, mit der Bitte, denſelben in geeigneter Weiſe zu befürworten. Zur 
Begründung wird angeführt, daß die Herſtellung eines ununterbrochenen 
Transports nach Rußland und Polen dem hieſigen Platze, nachdem derſelbe 
durch die bekannten Maßnahmen in Betreff des Verkehrs von Stettin und 
Hamburg⸗Berlin über hier nach Oeſterreich jo beträchtliche Einbußen erlitten, 
neue, dem eee höͤchſt nachtheilige, die Spedition ſogar in ihrer 
Exiſtenz bedrohende Schläge verſetze. Dieſe offenbaren Nachtheile kämen aber 
weder dem allgemeinen Verkehr noch dem beſonderen Intereſſe der Oberſchle⸗ 
ſiſchen Eiſenbahn zu ſtatten. Die biegen Spediteure ſeien die natürlichen 
Agenten der letztgenannten Bahn, ihr 


mit dem Wegfall der durch das hieſige Speditionsgeſchäft gebotenen Vor: 


theile jede beſondere Veranlaſſung, den ruſſiſch⸗polniſchen 8 über ſeg⸗ 
ieg⸗ 

Der allgemeine 
weil bei den hier in Frage ſtehenden 
Vermittelung des Spediteurs wegen der ſchwierigen 
zu umgehen ſei, folge: 
ns 


gehen zu laſſen, ſich beſeitige und die königsberger⸗eydtkuhner Linie in 
reiche Concurrenz mit der ſchleſſchen Route treten werde. 

Verkehr aber habe keinen Nutzen, 
Handelsbeziehungen die \ 
Jollexpeditionen und noch anderer Urſachen gar nicht 
weis nur ausländiſche Vermittelung an ihre Stelle treten würde, deren 


forderungen nicht, wie zur Zeit die hieſigen Speſen, durch eine namhafte Con⸗ 

tab beſchränkt, vielmehr allem Anſcheine nach, in 
einer einzigen Hand vereinigt, bei weitem höher geſchraubt werden würden. 
In der Discuſſion wird zunächſt hervorgehoben, daß es ſich, wenigſtens 


currenz auf ein geringites ! 


* 


brochenen Verbindung handele. r vo 
Geſichtspunkte geltend gemacht werden, welche dieſſeits zu ernſtem 


feſthalte. Dem entgegen wurde freilich bemerkt, wie lange es wohl nach Ein: 


führung des directen 


gen, welche bereits im vorigen Jahresberi 


Verkehr im Allgemeinen zu Statten kommt“, und es 


chen, die Güter ohne Aufenthalt und ohne Aufſtauun 
Zwiſchenplatz in kürzeſter Zeit vorwärts zu bewegen.“ 


meinen 
an der angeführten 
en 


eblicher Intereſſen einzelner Geſchäftszweige, 


4 


F 


PR . 


nem Verfahren nur die von der An⸗ 


eruf ſei es, der Bahn den Verkehr 
mit Rußland und Polen über hier zu verſchaffen und zu erhalten, während 


ur Zeit, nicht um eine beſondere Bevorzugung eines directen Verkehrs durch 
bill ere Frachtſätze, ſondern überhaupt nur um die Möglichkeit einer ununter⸗ 

Es könnten daher vorliegend nicht dieſelben 
5 Proteſt 
gegen die unverhältnißmäßigen Unterſchiede in der Behandlung des directen 
und indirecten Verkehrs geführt bali und an denen man noch zur Stunde 


erkehrs noch dauern würde, bis man in conſeguentem 
Anſchluß an das jüngſt verhandelte Reſeript des Herrn Handelsminiſters in 
den geringeren Selbſtkoſten des durchgehenden ruſſiſchen Verkehrs und im 
Hinblick auf etwaige Concurrenzlinien maßloſe Differenzen auch hier für ge⸗ 
rechtfertigt und eine hohe Prämiirung des Binnenverkehrs für die durch Con⸗ 
currenz aufgenöthigten Riſiken des directen Verkehrs für nöthig erachten würde. 
Gleichwohl müßte zugegeben werden, daß dieſer aus zukünftigen Möglichkeiten 
entnommene Einwand zur Zeit nicht geltend gemacht werden könne. Daven 
abgeſehen aber bekannte man ſich einſtimmig zu den nämlichen Anſchauun⸗ 
5 } chte (S. 109) niedergelegt waren, 

und wonach es nicht beſtritten wurde, „daß die Einrichtung von Eiſen⸗ 
bahnverbänden und die Herſtellung direeter Verbindungen dem Güter⸗ 
ür durchaus ge⸗ 
rechtfertigt angeſehen wurde, „daß, ſo oft es Handel und Induſtrie wün⸗ 
a machen, die Bahnverwaltungen ihrerſeits es zu ermöglichen 
u an einem 
A „und follten 
auch Einzelne Nachtheil erleiden, fo dürfen fie doch nicht der allge- 
ohlfahrt gegenüber in Betracht kommen“, heißt es im Bericht 
telle. Hieran hielt die Kammer auch der gegenwärti⸗ 
. gegenüber feſt. Aus der bloßen 7 * der Gefährdung er⸗ 
o bedauerlich dieſelbe auch 


immerhin ſein mag, vermochte ein Grund zur Auflehnung gegen die bean⸗ 
tragte Einführung eines directen Verkehrs mit ruſſiſch Polen nicht abgeleitet zu 
werden. Dennoch hielt man die letztere zur Zeit für ein gewagtes Unternehmen, 
das ſicheren Verluſt, aber ungewiſſen Vortheil verſpreche. Man ging davon 
aus, daß die Bahnverwaltungen ſelbſt da, wo es ſich, wie hier, um einen prin⸗ 
cipiellen Fortſchritt handelt, möglichſt wenig experimentiren ſollen. Nicht jede 
an ſich gerechtfertigte Maßnahme trage gute Früchte. Die Gewöhnung des 
Verkehrs ſei ein ſchwer zu berechnender Factor. Hier ſei eine reſervirte und 
conſervative Haltung die beſte Bahnpolitik. Es ſei ein gewiſſer Drang der 
Verhältniſſe abzuwarten, ehe man ſich zu der Neuerung entſchließe. Vor⸗ 
läufig komme es beiſpielsweiſe darauf an, ob in der hamburger reſp. berli⸗ 
ner Geſchäftswelt einerſeits und in Rußland und Polen andererſeits nam⸗ 
hafte, nicht blos vereinzelte Stimmen die directe Verbindung verlangten. 
Sei dies der Fall, ſo ſei ſowohl für den allgemeinen Conſum eine günſtige 
Wirkung auf die Preiſe der transportirten Waaren — dafür bürge die Con⸗ 
currenz — als auch eine Zunahme des Transports für die Eiſenbahn zu 
erwarten. Wäre dem aber nicht ſo, ſo würden nicht blos die vorerwähnten 
Wirkungen ausbleiben, ſondern Störungen des bisherigen Verkehrs eintreten, 
welche die zunächſt Betheiligten ſchwer, im weiteren Verlauf aber auch die 
allgemeinen Intereſſen berührten. In dieſer Richtung ſeien in der That 
die Ausführungen in der oben erwähnten Eingabe ſehr beherzigenswerth. 
Der ruſſiſch⸗polniſche Verkehr habe ſeine beſonderen Eigenthümlichkeiten. 
Es ſtehe in hohem Grade zu beſorgen, daß nicht Warſchau, ſondern Sosno⸗ 
wice die Endſtation werde, mit anderen Worten, nicht ſowohl ein Mittel: 
lied aus der Verkehrskette, nämlich Breslau, einfach ausgeſtoßen, ſondern 
ediglich ein anderes, Sosnowice, an Stelle des hergebrachten eingeflickt 
werden ſolle. Dies wäre keine Verbeſſerung, weder für die Bahn, noch für 
Verſender und Empfänger, noch für den allgemeinen Conſum. Zwar wendete 
man ein, daß, wenn dem ſo wäre, ſo würde es eben bei der bisherigen Ver⸗ 
kehrsbewegung, die doch keineswegs ausgeſchloſſen ſei, auch in Zukunft be⸗ 
wenden. Indeſſen wurde entgegnet, daß die betreibenden Theile ſchon dafür 
ſorgen würden, daß Anfangs oder anſcheinend durch die Neuerung Vortheile 
geboten würden, und habe ſich der Verkehr erſt weggezogen, ſo kehre derſelbe 
ſo leicht nicht zurück, Solle ein derartiger Foriſchrilf, wie der in Rede 
ſtehende, wirthſchaftlich verwerthet werden, ſo ſei vor allen Dingen nöthig, 
daß er einer großen Concurrenz zugänglich ſei. Vorliegend ſei aber die Ge⸗ 
fahr einer monopoliſtiſchen Vereinigung der bisher hier 8 Ver⸗ 
mittelung in einer rufjiichen Hand ernſtlich zu beſorgen. In Hamburg und 
Berlin denke gewiß Niemand daran, ſelbſt zu beſorgen, was bisher durch die 
breslauer Spedition ausgeführt wurde, und der ruſſiſche Empfänger, ohne⸗ 
hin unter beſonderen Einflüſſen ſtehend, aller Wahrſcheinlichkeit nach auch 
nicht. Da ſei gewiß reifliche Ueberlegung vor Ausführung geboten. Denn 
wenn man auch weit davon entfernt ſei, Privatbahnen irgendwelche andere 
als ökonomiſche Rückſichten, wie leider nicht ſelten ſelbſt von Seiten des Han⸗ 
delsſtandes geſchehen ſei, zuzumuthen, ſo ſei doch gewiß, daß die Intereſſen 
der bei Ausführung der Maßnahme u erwartenden Spedition nicht derge⸗ 
ſtalt mit den Intereſſen der Oberſchleſiſchen Bahnverwaltung zuſammenfielen, 
wie dies hinſichtlich des gegenwärtigen Vermilielungsgeſchafts mit Recht be⸗ 
hauptet werde. Auch ſei es noch kein Opfer des Patriotismus, einſtweilen 
das zu unterlaſſen, was weder der Bahn, noch der Allgemeinheit ſicheren 
Vortheil, hieſigen Unterthanen aber gewiſſe und ſehr beträchtliche Nachtheile 
zu bringen drohe. EI 2 | 
„Die Kammer beſchließt, ſich in dieſem Sinne und unter jpeciellerer Be: 
gründung der einzelnen Bedenken der königl. Direction der Oberſchleſiſchen 
Bahn gegenüber auszuſprechen. (Schluß folgt.) 


Zuckerbericht. Stettin, düse Die mit dem Artikel eingetretene 
beſſere Stimmung hat ſich auch in dieſer Woche erhalten. Raffinirter Zucker 
blieb gefragt, die Umſätze erreichten indeſſen nicht den Umfang der vorigen 
Woche, weil die Inhaber ihre Forderungen theilweiſe zu hoch ſtellten. Vor⸗ 
zugsweiſe gefucht waren Melis, die Angebote darin ſind eben ſo gering, 
daß der Bedarf dadurch nicht befriedigt werden konnte. Preiſe haben ſich 
in Folge deſſen noch ſehr befeſtigt, — Bei ſchwachem Angebot war Rohzucker 
ebenfalls ſehr gefragt. Gehandelt find hier nur ca. 1700 Ctr. 1, Produkt 
zu 12— 12 ½ Thlr. und 500 Ctr. II, Produkt a 11 Thlr. 
Magdeburg, 9. Febr. Das lebhafte Geſchäft in Zucker aller Gattun⸗ 
gen hielt auch in dieſer Woche an. Von Rohzucker wurden ca. 35,000 Ctr. 
zu 4 — , Thlr. höheren Preiſen leicht verkauft; bedeutende Vorräthe in 
erſter Hand exiſtiren nicht mehr, die Hälfte der Fabrikanten hat ihre Cam⸗ 
panne bereits beendet, die andere Hälfte wird noch im Laufe dieſes Monats 
ertig werden und es iſt auf billigere Preiſe von Rohzucker bis zum nächſten 


er a nicht zu rechnen. 
in 


für raffinirten Zucker war die Stimmung recht angenehm, die Nach⸗ 
rage überſtieg das Angebot, da Raffinadeure wohl mit Recht erwarten, 

kurzer ien nennenswerth höhere Preiſe zu bedingen und deshalb ſehr 
zurückhaltend ſind; Alles, was an den Markt kam, fand raſch bei einem 
Avance von 6 — , Thlr. Nehmer. 


National⸗Anleihe 53 ½ —52 , Credit 58½—57 4 
i ae ! Leeb b 
ebr. 


bezahlt, pr. 

April 20% 
Zink. Geſtern nach der 199 1 

12% Sgr. bezahlt. Heute ohne 


Notiz feſt behauptet. 

agen Weizen n 80869296 Sgr. 

Gelber Weizen 78859094 „ 
Brenner⸗Weizen 3 2 nach Qualität 
oggen 58—60—62—64 
erte 48—52—56— 60 z 1 

Hafer. 38-30-3234 „ 

Koch⸗Erbſen 60—62—64—66 „ Gewicht. 
Be Yo 5456-58-60), 
Fee 45—50—53—56 „ 


Deljaaten guter Qualitäten fanden zu den beſtehenden Preiſen leicht 
Nehmer, Ausnahmeſorten Winterraps wurden auch 1 Sgr. über die höchſte 
Notiz bezahlt. Winterraps 86—90—94—96—98 Sgr., Winterrübſen 80 bis 
84—87—89—91 Sgr., Sommerrübſen 75—80—84—86—88 Sgr., Schlag- 
Leinſaat 70—75—80—85—90 Sgr. nach Qualität und Gewicht. 

Rüböl feit; loco 11% Thlr. Br., pr. Februar 11% Thlr. Br., 11%, Thlr. 
Gld,, Februar⸗März 11% Thlr. Br., März⸗April 11% Thlr. bezahlt, April⸗ 
Mai 11½ Thlr. bezablt. 

Spiritus unverändert, loco 13% Thlr. en detail bezahlt. 

Kleeſaaten beider Farben fanden zu den beſtehenden Preiſen Nehmer 
und beſonders waren feine Qualitäten gut begehrt. 


Waſſerſtand. | 
Breslau, 13. Febr. Oberpegel: 16 F. 9 3. Unterpegel: 6 F. 11 3. 
Eisſtand. 


e Amtliche Waſſer⸗Rapporte. | 
Am Pegel in Ratibor ftand das Waſſer der Oder den 12, Februal- 
Nachm. 1 Uhr 12 Fuß 8 Zoll, den 13. Februar, Morgens 7 Uhr, II Fuß 
6 Zoll. — Der Strom iſt eisfrei, das Wetter heiter. \ 
In Oppeln ſtand das Waller der Oder den den 12. Febr., Morg. 8 Uhr, 
am Oberpegel 12 Fuß 9 Zoll, am Unterpegel 12 Fuß 4 Zoll, den 13. Fal. 
Morg. 8 Uhr, am Oberpegel 12 Fuß 10 Zoll, am Unterpegel 11 Fuß 9 3 ei 


Wer wirklich gute und dauerhafte Stablſchreibfedern zu einem billigen 
il, 


Preiſe kaufen will, der kaufe: £ Ä \ 
Heintze & Blanckertz’s Nr. 750 P. P. für extra feine Schrift, 
Heintze & Blanckertz’s Nr. 750 F. hi feine Se 


Heintze & Blanckertz’s Nr. 750 M. für mittel Handſchrift und 
Heintze & Blanckertz’s Nr. 750 k. für ſtumpfe Handſchrift, auf 
und achte darauf, daß ſich der Stempel der Fabrik Heintze 4 Ai 9 


den Federn ſelbſt befindet. . 
Mit einer Beilage 


* „„ „„ 


- 


Or us „„ „„ „ „„ „Ma „ wie 
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Als Verlobte empfehlen ſich: [1004] 
Friederike Goldmann. 
Salo Olſchowsky. 


Anislaw bei Czenſtochau. Woiſchnik. 


Als Verlobte 
empfehlen ſich Verwandten und Freunden: 
Thereſia Seidel. 
Nudolph Lauterbach. 
Liegnitz und Jauer, im Febr. 1861. [1486] 


Samuel Aufrecht, ä 

Fanny Aufrecht, geb. Frankenſtein, 
eu vermählte. 

Breslau, den 12. Februar 1861. 1495 


Entbindungs-Arzeige. 

Die gestern Abend 9 Uhr erfolgte glück- 
liche Entbindung meiner geliebten Frau 
Marie, geb. Gebauer, von einem ge- 
sunden Mädchen zeige ich Verwandten und 
Freunden, statt jeder besonderen Meldung 
hiermit ergebenst an. [996] 

Deutsch-Neukirch, den 12, Februar 1861. 

Gustav Schneider. 


Die am 11. d. M. Mittags 1 Uhr erfolgte 
ſchwere, aber glückliche Entbindung meiner ge: 


liebten Frau Dorothea, geb. Pohl, von 


einem kräftigen Knaben, beehre ich mich allen 
entfernten Freunden und Bekannten hierdurch 
mitzutheilen. = [99 
Königsbütte, den 12. Februar 1861, 
Wagner, konigl. Hütten⸗Beamter 
und Lieutenant im 1, Oberſchleſ. 
Landwehr⸗Regt. (Nr. 22). 


nn ER a 
Den heut Ae 2% Uhr an Gebirn⸗Ent⸗ 
zündung erfolgten Tod meiner innig gelieb⸗ 
ten Frau Sophie, geb. Gierſch, zeige ich 
tief betrübt ſtatt beſonderer Meldung ganz 
ergebenſt an. Breslau, den 13. Febr. 1861, 
Eruſt Sturm, [1481] 
zugleich im Namen meiner 3 unmünd. Kinder. 


Heute Morgen um 7% Uhr entſchlief ſanft 
unſer guter Richard, 3% Jahre alt, an den 
Folgen einer Gehirnausſchwitzung. Dies al⸗ 
len Verwandten und Freunden zur Nachricht. 

Katſcher, den 12, Februar 1861, [1011] 

Der Apotheker Volkmer und Frau. 


Nach wöchentlichen ſchweren Lungenleiden 
entſchlief am 11. Februar Abends 11 Uhr in 
Breslau unſer geliebter Sohn und Bruder 
Nichard im beinahe vollendeten 26. Lebens: 
jahre. Dies Verwandten und Freunden ſtatt be⸗ 
ſonverer Meldung. Hirſchberg. 13. Febr. 1861. 

[1480] Die Familie Schliebener, 


Nach langen Leiden verſchied heute Morgen 
8½ Uhr unſere geliebte Mutter und Schweſter, 
Frau Hannchen Fürſtenthal, geb. Lövy, 
welches wir mit betrübtem Ye anzeigen. 


5 12, Februar 1861, 
Gleiwitz, den Bis Hinterbliebenen. 


Familiennachrichten. a 

Verlobung: Frl. Auguſte Wieczorek mit 
Hrn. Reinhold Fiegler in Ratibor. 

Ehel. Verbindung: Hr. Stadt⸗Apotheker 
Robert Störmer mit Frl. Ottilie Kretſchmer 
in Jauer. 

Verlobung: Frl. Anna v. Wilcke in Char⸗ 
lottenburg mit Hrn. Max Garthe aus Doberau. 

Ehel. Verbindungen: Hr. Otto Ebhardt 
mit Frl. Hedwig as 10 . 

i er mit Frl. Helene Ag daſ., 
Sn Joſeph mit Frl. Rebecca Hirſch⸗ 
onitz. 
nes: Ein Sohn Hrn. Kaufm. und 
abritant J. Lattermann in Berlin, Hrn. 
een Jacobi⸗Scherbening das., Hrn. Miſſions⸗ 
rediger Kullen daſ., Hrn. Amtsrentmeiſter 
Meltzer in Rheinsberg, eine Tochter Hrn. 
Hauptm. G. Bröcker in Magdeburg, Hrn. 
Hauptm. Barthold v. Quiſtorp in Potsdam, 
Hrn. Carl Mielke in Frankfurt a. O. 


[1490] 


„Eine Frau, die in Paris war.“ 
Luſtſpiel in 3 Akten von G. v. Moſer. 
Hierauf: „Die Eiferſucht in der 


Küche.“ Komiſches Ballet in 1 Akt von 
B. Müller, arrangirt vom Balletmeiſter 
Hrn. Pohl. Muſik von H. Meyer, 
Freitag, den 15. Febr. (Kleine Preiſe.) 
„Der Troubadour.“ Oper in 4 Akten, 
nach dem Italieniſchen des Salvatore Cam⸗ 
merano von Prod. Muſik von J. Verdi. 


Für die vielen Beweiſe des Wohlwol⸗ 
lens und der Theilnahme, womit ich bei 
meinem 50 jährigen Amtejubiläum von hier 
und auswärts beehrt worden bin, ſage ich 
hierdurch meinen ergebenſten Dank. 
Breslau, den 12. Febr. 1861. [1487 
Gerſtmann, 


Hauptlehrer an der Schule Nr. 23. 
— —— 7 


Gesellschaft der Freunde. 


Sonntag den 34. Fehruar:! 


Bal pare et masque 


im Liebich’schen Saale. 
Die Direetion. [1478] 


Liebich's Lokal. 


Heute Donnerstag: 3 
Ates Abonnement⸗Konzer 

der Breslauer Theater: Kapelle. 
Zur Aufführung kommt unter Anderen: 
4. Sinfonie v. Mendelsſohn⸗Bartholdy ( A-dur), 
uverture zur Oper „Cantimire“ von Feska. 
Ouverture zur Oper „Vampyr“ v. Mar chner, 
Fantaſie aus Richard Wagners „Lohengrin 

amm. 


von 
Anfang 3 Uhr. Entree pro Perſon 5 Sgr, 
— m 


Wintergarten. 


Heute Donnerstag den 14. Februar: [1485] 
Ates Abonnement: 


Konzert von A. Bilſe. 


Anfang 4 Uhr. Entree à Perſon 5 Sgr. 


Die Rechtſprechung 
des 
Königlichen Ober⸗Tribunals 


in Straf⸗Sachen. 
Herausgegeben 
von 
F. C. Oppenhoff, 
Ober⸗Staatsanwalt beim kgl. Ober⸗Tribunal. 
Erſten Bandes erſtes Heft. 
* Band 6 Hefte 2 Thlr. 


n der Schletter' schen Buchhandlung 
(H. Skutsch) in Breslau, Schweid⸗ 
nitzerſtraße Nr. 9, Ecke der Karlsſtraße, „zur 
Gerſtecke“, ift zu haben: 


36 evangelifche 


Conſirmationsſcheine 
von R. Froſch. 


Zweite verbeſſerte, mit vermehrten Sprüchen 
und urſprüng e ausgeſtattete 
uflage. Ile 

Preis 5 Sgr. [1003] 

Bei Otto Wigand in Leipzig iſt jo eben 
erſchienen und in allen 0 zu 


Der Zeitgeist 


und das Chriſtenthum. 


Von J. B. v. Schweitzer. 
8. 1861. Preis broſchirt 1 Thlr. 26 Sgr. 
Inhalt: 


Einleitung. — 1. Religion und Philoſophie. 
— II. Katholicismus und Proteſtantismus. 
— III. Die kirchliche Reaktion in der Zeit 
von 1849— 1860. IV. Der Zerfall des Chri⸗ 
ſtenthums als Offenbarungsreligion. — V. 
Der moderne Zeitgeiſt und das modern demo⸗ 
lratiſche Prinzip. — VI. Das moderne demo⸗ 
kratiſche Prinzip dem kirchlichen Autoritäts⸗ 
Ben gegenüber. — VII. Der moderne 

ulturzuſtand. — VIII. Wird in den Kultur⸗ 
Staaten an die Stelle des Chriſtenthums nach 
deſſen Untergang eine neue Religion treten? 
— IX, Iſt der Staat, die menſchliche Geſell⸗ 
ſchaft ohne Offenbarungsreligion denkbar? — 
X. Der Staat der Zukunft und die Republik. 
— XI. Machiavelli über Fürſt und Volk. — 
XII. Halbe und ganze Revolution. — XIII. 
Vertheidigung des Zeitgeiſtes dem Geſammt⸗ 
kirchenthum gegenüber. — XIV. Ueber einige 
Fehler bei ee des kirchlichen Auto⸗ 
ritätsglaubens. — XV. 

Staatsproblem der Zukunft. 


[1002] 


Durchdringen des Zeikgeiſtes in kirchlicher 
Beziehung. — XVII. Noch Einiges über das 
metaphyſiſche Bedürfniß. — XVIII. Der Aber: 
laube, insbeſondere bei dem weiblichen Ge⸗ 
echt, — XIX. Die Tröſtungen der Reli: 
gion. — XX. Reſultate u. Zuſammenfaſſung. 


Circus Blennow. 


Heute Donnerſtag, den 14. Februar: 


Große Vorſtellung 


und 1. Debüt des Hrn. Perez und Frau. 
Zum erſtenmale: Das an's Unglaubliche 
grenzende Doppel⸗Trapez von den Herren 
Rudo ph & Gontard, 
Anfang ? Uhr. Ende 9% Uhr. 
[1493] A. Blennow, Director. 


Myslowitzer Geſang⸗Verein. 
Sonntag, den 17. Februar 1861, 
im Sobek'ſchen Saale: 
„Die Barden.“ 
Anfang 7 Uhr Abends. [1005] 


Mockturtle Suppe 


jeden e der Weinhandlung bei 
[836] . Krane, Nikolaiſtraße 8. 


Dampfſchiff⸗Verbindung 
Stettin⸗Danzig (Elbing) 
unter Uebernahme age directer Frachten 
nach: 


Lauenburg, Tiegenhof, Braunsberg, Dirſchau, 
Marienburg, Mewe, Marienwerder, Neuen⸗ 
burg, Graudenz, Culm, Bromberg, Thorn 


f und Warſchau. 

Die Schrauben⸗Dampfer „Colberg“ und 
„Stolp“ werden ſowohl von Stettin als 
auch von Danzig 

am J., 6., II., 16., 21. u. 26. jeden Monats 
expedirt. Der Dampfer „Colberg“ iſt in 
Stettin bereits in Ladung gelegt. 


27 bei 
[932 Nud. Chriſt. Gribel in Stettin. 


Die ganz rentenfreie Waſſermühle in 


nen, 17 der ca. 70 Scheffel Acker und ſchöner 


Gelbe Lupinen. 
erndtet, verkauft den Scheffel a 2 Thlr. 
lr. en u liefern, das Wirthſchaftsamt 
u Deutſch⸗Liſſa. Beſtellungen nimmt auch in 
reslau Herr Mäkler D. Mahn, Wallſtr. 
Nr. 12b 2 Tr. an. [1416] 


. 

lügel, Pianinos und her Aue 
ſtrumente in vorzüglicher Auswahl, 
in allen Holzarten, ſind unter Garantie Sal⸗ 
vatorpl. 8, par terre zu haben und zu verleihen. 


EEE SE TR Ehe re 
Eine gebrauchte, aber noch im beſten Zu⸗ 

ſtande ge Goldarbeiter-Walze 
wird zu kaufen geſucht, eben jo ein Becher 
Eiſen, Goldwaage nebſt Gewichte, Ciſelier⸗ 
Kugel und Silberwaage nebſt Gewichte. Fran⸗ 
lirte Adreſſen unter J. S. übernimmt die Expe⸗ 
dition der Breslauer Zeitung. [998], 


Das einſchlägige 
— XVI. Die 
Vortheile, welche ſich ergeben werden aus dem 


Dieſe Anſtalt vertheilt im Jahre 1861 an ihre Verſicherten den Ueberſchuß 
des Verſicherungs⸗Jahres 1856, welcher 357,770 Thlr. 22 Sgr. beträgt, und eine 


Dividende von 
32 Procent 


ergiebt. Für beſtehende Verſicherungen wird dieſelbe an der nächſtfälligen Prämie in 
Abzug gebracht, für erloſchene an die Inhaber der bezüglichen Dividendenſcheine pro 
1856, ſofern deren Rückgabe ſpäteſtens bis 8. Dezember 1862 erfolgt, durch Baar⸗ 
zahlung gewährt. 

Die Ergebniſſe des abgelaufenen Geſchäftsjahres 1860 waren wiederum ſehr 
befriedigend. Durch einen reichen Zugang an neuen Verſicherungen (1437 Perſo⸗ 
nen mit 2,698,700 Thlr.), welcher größer war, als in irgend einem der früheren 
Jahre, iſt der Verſicherungsbeſtand auf 22,900 Perſonen mit 37,400,000 Tylr, der 
Bankfonds auf etwa 10,200,000 Thlr. geſtiegen. Bei einer Jahreseinnahme an 
Prämien und Zinſen von ohngefähr 1,730,000 Thlr., waren nur 760,000 Thlr. 
für 465 geſtorbene Verſicherte zu vergüten, welcher Betrag weſentlich hinter der rech⸗ 
nungsmäßigen Erwartung zurückſteht. 

Verſicherungen werden vermittelt durch: 

697 Hoffmann in Breslau, 
Matzzdorff in Brieg, 
Apotheker Skutſch in Krotoſchin, 
Mich. Deutſchmann in Oels, 
Carl Baum in Rawicz, 
Kammerrath Wei ſig in Trachenberg, 
[528] L. H. Kobylecki in Wohlau. 


Allgemeine deutſche National⸗Lotterie. 


Es wird hiermit zur Kenntniß des betheiligten Publikums gebracht, daß die Anfertigung 
einer möglichſt vollſtändigen Gewinn⸗Liſte beendet iſt. Dieſe bereits dem Druck über: 
gebene Liſte wird in einer entſprechenden Anzahl von Exemplaren vervielfältigt werden. 
Wenn die Ausgabe dieſer Liſte wird erfolgen tünnen, hängt von der Zeit ab, die zum 
Abdruck derſelben, womit zwei Druckereien beſchäftigt ſind, erforderlich iſt. Ein Exemplar 
mit dem dazu gehörigen Kataloge wird an jeden Haupt⸗Lotterie⸗Collecteur, der vom 
Haupt⸗Bürau Looſe entnommen hat und an jeden vom Haupt⸗Büreau beauftragten Looſe⸗ 
Verkäufer gratis verſendet werden. Außerdem wird ſie, nebſt Katalog, entweder direct durch 
die Bolt, oder durch Buchhändler⸗Gelegenheit, zu einem möglıhit billigen Preiſe zu beziehen 
ſein. Bei künftiger Ausgabe dieſer Liſte erfolgt weitere Bekanntmachung über den 
Termin, von welchem an die Präſentation und Einſendung der Looſe, behufs der 
Verabfolgung der Gewinn⸗Gegenſtände, erfolgen kann. 

Dresden, den 10. Februar 1861. x 
Der Hauptverein für die allgemeine deutſche Nativnal-2otterie. 

[1006] Der Major Serre auf Maren, geſchäftsführendes Mitglied. 


5 Bekanntmachung. [1008] 

Die am 1. Januar d. 9 fälligen Zins⸗Coupons der neuen Aproc. W Pfand⸗ 
briefe werden noch vom 15. bis 28. Februar d. J., Vormittags 9 bis 12 Uhr, in unſerem 
Comptoir, Linden 27, gezahlt. J 

Dieſelben ſind mit einem Verzeichniſſe nach Serien und Nummern in Reihenfolge geord⸗ 
net, zu verſehen. Auch werden die Coupons vom 15. bis 28. Februar d. J. durch folgende 
von uns dazu beauftragte Bankhäuſer eingelöſt, als: 

in Breslau durch Herren Oppenheim u. Schweitzer, 


Glogau „ L. Bamberg's Wwe. u. S., 
„Stettin „Si. Abel Jun., 
Dresden = „ Paul Bayonne. 


Berlin, im Februar 1861, feld u. Wolff, 


ir ſch 
königl. Landſchafts⸗General⸗Agenten des neuen Creditvereins 
für die Provinz Poſen. 
In Bezugnahme auf vorſtehendes Inſerat löſen wir die Coupons von neuen aproc. 
Pofener Pfandbriefen vom 15. bis 28. Februar d. J. ein. Nummernverzeichniß iſt 


beizufügen. ; 
Breslau, im Februar 1861, Oppenheim u. Schweitzer, Ring Nr. 27. 
u. Sohn in Braunſchweig. 


Verlag von Friedrich Vieweg 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung.) 


Lebeusgeſchichte Karl 's des Zwölften, 


Rönigs von Schweden. 
Vom Prof. A. Fryxell. 
Nach dem ſchwediſchen Originale frei übertragen 


von 
G. F. von Jenßien⸗Tuſch und L. Rohrdantz. 
8 In Ep 2 gr. ar Preis 6 rg ® [1001] 


Ein photographiſcher und ein Stereoscop-Apparat 


mit achromatiſchem Doppel⸗Object, um Porträts, Gruppen und Landſchaften 10 Zoll groß 
machen zu können, und zur Erzeugung von Stereoscop⸗Bildern gewöhnlicher Größe, beide 
ſammt allen Utenſilien und Gerathſchaften, wovon einige doppelt, viele mehrfach, Badtoffer 
mit Einſatz und vorräthigen Chemikalien für mehrere hundert Photographien und Pano⸗ 
typien, nebſt 24 Stück Kunſtmatrizen zur Vervielfältigung nach Originalen berühmter Mei⸗ 
ſter, Transport⸗Karren und zugleich mobiles Laboratorium, trag⸗ und fahrbar u. ſ. w., ſind 
für nur 250 Thlr. zu Ge Alles fait neu. Käufer erhält, wenn nöͤthig, unentgeltlich 
praktiſche Anleitung. Auf baldige mündliche oder frankirte briefliche Anfragen ertheilt die 
Expedition der Breslauer Zeitung nähere Auskunft. [1429] 


Geſucht werden zwei geübte Retoucheurs, 


wovon jeder einen monatlichen Gehalt von 60 —70 Fl. öſterr. Währ. erhält. Probebilder 
werden franko erbeten an die Adreſſe: J. Krieger, Photograph in Krakau. 1428] 


Nur noch bis 15. Februat. 


14 Oelsner, Arzt für Fußpatienten, täglich von 10—1 und 3—5 Uhr, Albrechts⸗ 
Ludwig ſtraße Nr. 39, 1 der dgl. Bant, 1 ſprechen, empfiehlt ferner: 
P f li Froſtpommade; ſie heilt Froſtübel jeder Art, ſolange nicht offener Schaden, 
El 0 In, auf's Schnellſte radikal. 2 
K N ti Ballencerat, ſtillt bei bequemer Anwendung den heftigſten Ballenſchmerz 
Teo S0 U, mit ſicherem Erfolge. Verſendbar! [792] 
Den hochgeehrten Herrſchaften zeige ich hiermit ganz ergebenſt an, daß ich am 
heutigen Tage mein bisher Weidenſtraße Nr. 5 inne gehabtes Möbel⸗Magazin 
und Comptoir, behufs vollſtändiger Vereinigung mit meiner Bau⸗, Möbel⸗ 
und Parquett⸗Fabrik, nach der [951] 


Neuen Taſchenſtraße Nr. 13—14, 


verlegt habe, und verbinde damit zugleich die höfliche Bitte, mir auch in dieſem Lokal 
das bisher geſchenkte Wohlwollen zu bewahren und mich mit ferneren geſchätzten 
Aufträgen gütigft zu beehren. Breslau, den 12. Februar 1861. 


Friedrich Rehorſt, 


herzöglich braunſchweigſcher Hof: Tiſchlermeiſter. 


Großer Ausverkauf. 


Das zur Kaufmann Carl Grofihen Konkursmaſſe gehörende 


große Cigarren⸗Lager, 


aus den feinſten echten importirten Havanna bis herunter zu ſchoͤnen Ambalema⸗ 


Cigarren beſtehend, wird von Montag den 11. Februar ab in dem bisherigen Lokal 
Ring, Ecke der Albrechtsſtraße und der Schmiedebrücke 
ausverkauft. Die Konkurs⸗Verwalter. [904] 


Provinzial- Ressource. 


Zu dem am 21. Februar, stattfindenden Ressourcen-Ball, im 
Locale des Königs von Ungarn, ladet die Mitglieder der Gesellschaft er- 
gebenst ein: 


Die Direction der Schles. Provinzial-BRessource. 


En eh — — — EZ 


en ſind. 
[1101] —— den 4. 


Bekanntmachung. [204] 
Konkurs: Eröffnung. 
Königl. — zu Breslau. 


Abtheilung. 
Den 6. Februar 1861, Mittags 12 Uhr. 
Ueber das Vermögen des Kaufmanns Carl 
Groß, Albrechtsſtraße Nr. 59 hier, iſt der 
kaufmänniſche Konkurs eröffnet und der Tag 
der F 
anuar 1861 


auf den 24. 
feſtgeſetzt worden. 
I. Zum einſtweiligen Verwalter der 
iſt der Kaufmann * Friederici, 
Schweidniterſtraße Nr. 28 hier, beſtellt. 

Die Gläubiger des Gemeinſchuldners wer⸗ 
den aufgefordert, in dem 

auf den 18.) Februar 1861, Vorm. 

11% Uhr, vor dem Kommiſſarius Stadt⸗ 

Richter Altmann, im Berathungszimmer 

im erſten Stock des Stadt⸗Gerichts⸗Gebäudes 
anberaumten Termine ihre Erklärungen und 
Vorſchläge über die Beibehaltung dieſes Ver⸗ 
walters oder die Beſtellung eines andern 
einſtweiligen Verwalters Bang uni 

II. Allen, welche von dem — 
etwas an Geld, Papieren oder andern Sachen, 
in Beſitz oder Gewahrſam haben, oder welche 
ihm etwas verſchulden, wird aufgegeben, nichts 
an denſelben zu verabfolgen oder zu zahlen, 
vielmehr von dem Beſitze der gra 

bis zum 27. Febr. 1861 ein ae 
dem Gerichte oder dem Verwalter der Maſſe 
Anzeige zu machen, und Alles mit Vorbehalt 
ihrer etwanigen Rechte, ebendahin zur Kon⸗ 
kursmaſſe abzuliefern. 

andinhaber und andere mit denſelben 

gleichberechtigte Gläubiger des Gemeinſchuld⸗ 
ners haben von den in ihrem Beſitze befind⸗ 
lichen Pfandſtücken nur Anzeige zu machen. 

III. Zugleich werden alle Diejenigen, welche 
an die Maſſe Anſpruche als Konkurs ⸗Gläu⸗ 
biger machen wollen, hierdurch aufgefordert, 
ihre Anſprüche, dieſelben mögen bereits rechts⸗ 
hängig ſein oder nicht, mit dem dafür ver⸗ 
angten Vorrechte i a 
bis zum 4. März 1881 einſchließlich 
bei uns ſchriftlich oder zu Protokoll anzumel⸗ 
den und demnächſt zur Prüfung der ſämmt⸗ 
lichen innerhalb der gedachten Friſt angemel⸗ 
deten Forderungen, ſo wie nach Befinden zur 
Fr des definitiven Verwaltungs + Ber: 
ona 

auf den 21. März 1861, Vormittags 

10 Uhr, vor dem Kommiſſarius Stadtrichter 

Altmann im Berathungszimmer im erſten 

Stock des Stadt⸗Gerichts⸗Gebäudes 
zu erſcheinen. 5 
Nach Abhaltung dieſes Termins wird ges 
eigneten Falls mit der Verhandlung über den 

ord verfahren werden. 


Wer feine Anmeldung ſchriſtlich ei i 
bat ene Arft derſchen und Fer Aue 


gen beizu „ 5 

Jeder Gläubiger, welcher nicht in unſerm 
Amtsbezirke ſeinen Wohnſitz hat, muß bei det 
Anmeldung ſeiner Forderung einen am hieſi⸗ 
en Orte wohnhaften oder zur a bei uns 
erechtigten Bevollmächtigten beſtellen und zu 
den Akten anzeigen. 

Denjenigen, welchen es hier an Bekannt⸗ 
ſchaft fehle werden die Rechts⸗Anwälte Lent 
und Peterſen zu Sachwaltern vorgeſchlagen. 


*) Nicht 17. der früheren Bekanntmachung. 


[452] Bekanntmachung. 

Die unbekannten Erben und Erbeserben 
Pa nächſten Verwandten nachbenannter Per⸗ 
onen: 


2 


2 
a 
3 
d 
9 
2 
2 
5 
D 
= 
8 
2 
f 


en 
Schuhmachergeſellen Ernſt Julius Ad 
achlaß 140 W = 
3) der am 23. Januar 1860 hier verſtorbe⸗ 
et 117 Chriſtiane Reichelt, 
achla L.; 


4) der am 4. April 1860 hier verſtorbenen 
verwittweten — er rim 
30 Toe geborneu Helbig, Na 

* 

5) der am 14. Mai 1860 hier verſtorbenen 
unverehelichten Almoſengenoſſin Caro⸗ 
= e Nachlaß 10 Thlr. 23 

gr. 5 j 
6) der am 23. März 1855 hier verſtorbenen 


verwittweten Packhofsamtsdiener Marie 
Roſine Rode, gebornen Scholz, Nach⸗ 
laß 34 Thlr. 1 1 — 5 Pf., 

werden aufgefordert, ſofort, ſpäteſtens aber 


in dem auf 
den 1. Septbr. 1861, Vorm. 11 Uhr, 
vor dem Stadtgerichts⸗Rath Fürſt, im 


1. Stocke des Gerichts⸗Gebäudes a 
anſtehenden Termine ſich zu melden und ihr 
Erbrecht nachzuweiſen, widrigenfalls ſie ihrer 
Erbanſprüche 5 erklärt und die vor⸗ 
bezeichneten Nachlaßmaſſen als es 


Gut dem königlichen Fiscus werden zuge⸗ 


ſprochen werden. 2 

Die erſt nach erfolgter Ausſchließung etwa 
ſich meldenden Erben ſind verbunden, alle 
Handlungen und — pm welche von 
dem Erheber des Nachlaſſes getroffen worden 
ſind, anzuerkennen und hat von ihm weder 
Rechnungslegung noch Erſatz der gehobenen 
Nutzungen zu fordern, muß ſich vielmehr mit 
dem, was alsdann von der Erbſchaft noch 
vorhanden ſein dürfte, begnügen. 

Breslau, den 4. November 1860. 


Königliches Stadt⸗Gericht. Abth. I. 


1] Bekanntmachung. 

ig Veran des au 1295 Thlr. ver⸗ 

* Neparaturbanes der hieſigen 

2 und e zu St. Hedwig 

aben wir einen Termin auf 
Mittwoch den 27. Februar, 
Vorm 10 Uhr, 

in unſerm Rathhauſe anberaumt, zu dem wir 

Bietungsluſtige mit dem Bemerken vorladen, 

daß Anſchlag und Zeichnung bei uns einzu⸗ 


1861. 
Der Magiſtrat. 


| 
| 
| 
| 


Berlin, den 20, Dezember 1860, 
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[74] Nothwendiger Verkauf. 
Königliches Kreis⸗Gericht zu Liſſa. 
Den 5. November 1860, 

Das im Frauſtädter Kreiſe belegene, dem 
Ernſt Müller gehörige Rittergut Klein: 
Kraitſch, abgeſchätzt auf 53,679 Sr. 6 Sgr. 
1 Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſchein und 
Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehen⸗ 
den Taxe ſoll 

am 5. September 1861, Vormittags 

11 Uhr, an ordentlicher Gerichtsſtelle 

ſubhaſtirt werden. 
Gläubiger, welche wegen einer aus dem 
Hypothekenbuche nicht erſichtlichen Realforde⸗ 
rung aus den Kaufgeldern ihre Befriedigung ſu⸗ 
chen, haben ihren Anſpruch beim Subhaſtations⸗ 
Gerichte anzumelden. 

Alle unbekannten Realprätendenten werden 
aufgeboten, ſich bei Vermeidung der Präklu⸗ 
ſion ſpäteſtens in dieſem Termine zu melden. 
„Die dem Aufenthalte nach unbekannten Gläu⸗ 
biger: 1) Oscar Paul Benno Rudolph 
Schmidt, 2) Karl Hugo Paul Schmidt 
werden zu dieſem Termine öffentlich vor⸗ 
geladen. 


199] Oeffentliche Vorladung. 

Von der verehelichten Werner, Eliſe, geb. 
Grafe hierſelbſt, iſt gegen ihren Ehemann, 
den ehemaligen Oberförſter Guſtav Wer⸗ 
ner, deſſen gegenwärtiger Aufenthalt unbe⸗ 
kannt it, die Eheſcheidungsklage wegen bösli⸗ 
cher Verlaſſung bei uns angebracht worden. 

Zur Beantwortung dieſer Klage iſt ein Ter⸗ 
min auf den 19. April 1861, Vormit⸗ 
tag 11 Uhr, vor dem Stadtrichter Altmann, 
in einem der 3 Terminszimmer im 2. Stock 
des Stadtgerichts⸗Gebäudes anberaumt wor⸗ 
den, wozu der ſeinem Aufenthalte nach unbe⸗ 
kannte vorm. Oberförſter Guſtav Werner, 
unter der 3 hierdurch vorgeladen 
wird, daß er im Falle des Ausbleibens der 
böslichen Verlaſſung für geſtändig erachtet, 
die Ehe des Verklagten getrennt, und derſelbe 
in die geſetzlichen Eheſcheidungsſtrafen und in 
die Prozeßkoſten wird verurtheilt werden. 

Breslau, 2. Jan. 1861. 

Königliches Stadt⸗Gericht. Abth. I. 


Froelama. [66] 
Der abweſende Goldarbeiter Ada 
Anton Auguſt Sylveſter Heinrich 
Schmidt wird auf Anſuchen ſeiner Ehefrau 
Pauline Wilhelmine geborne Gerlach, 
welche behauptet, von ſeinem Aufenthalte aller 
angewandten Mühe ungeachtet keine Nachricht 
erhalten zu haben, hierdurch aufgefordert, ſich 
binnen drei Monaten und ſpäteſtens in dem 
ur Klagebeantwortung und mündlichen Ver⸗ 
— — event. zum Schluß der Sache 
f auf den 22, April 1861, 
nn 12 Uhr im Stadtgerichte, Jüdenſtraße 
Nr. 59, Zimmer Nr. 53, angejebten Ter: 
mine vor dem verſammelten Ehegerichte zu 
geſtellen und die wegen böslicher Verlaſſung 
angeſtellte en zu beantworten, 
widrigenfalls die bösliche Verlaſſung dafür 
dargekhan angenommen und auf Trennung 
der Ehe erkannt und der ausbleibende Che: 
gatte für den allein ſchuldigen Theil erklärt 
werden wird. 


Nothwendiger Verkauf.  [98]- 
Kreis ⸗Gericht zu Leobſchütz. 

Das sub Nummer 3 zu Pommerswitz be⸗ 
legene, dem Wilhelm Weiner gehörige 
Bauergut, abgeſchätzt auf 5663 Thlr. 16 Sgr. 
3 Pf. zufolge der nebſt Hypothekenſchein in 
der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, foll 

am 20. Juli 1861, von Vormittags 

11 Uhr ab, an ordentlicher Gerichtsſtelle 
ſubhaſtirt werden. 

Gläubiger, welche wegen einer aus dem Hy⸗ 
pothekenbuche nicht erſichtlichen Realforderung 
aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen, 
haben ihren Anſpruch bei dem Subhaſtations⸗ 
Gericht anzumelden. 

Zu dieſem Termine werden: 

a) die Eleonore verwittwete Weiner, ge⸗ 

borne Groß; 

b) der Auszügler Johann Weiner und 
ſeine Ehefrau; 

e) der Neuhäusler Hanns Jäſchke; 

d) die Geſchwiſter Andreas, Friedrich, 
Gottlieb, Johann und Franz Wei⸗ 
ner aus Pommerswitz; 

e) Gärtner Franz Olbrich aus Deutſch⸗ 
Raſſelwitz; und 

f) der Bürger Joſeph Engel aus Leob⸗ 

ſchütz, oder deren Erben, 

hierdurch öffentlich vorgeladen. 
Leobſchütz, den 20. Dezember 1860. { 
Königl. Kreis⸗Gericht. 1. Abtheil. 


Ueber den Nachlaß der am 12. Juli 1860 
zu Bunzlau verſtorbenen verwittwet geweſenen 
Gaſtwirth Senke, Juliane Wilhelmine 
geb. Schmidt, iſt das erbſchaftliche Liguida⸗ 
tionsverfahren eröffnet worden. [250] 

Es werden daher die ſämmtlichen Erbſchafts⸗ 
Gläubiger und Legatare aufgefordert, ihre 
Anſprüche an den Nachlaß, dieſelben mögen 
bereits rechtshängig ſein oder nicht, 

bis zum 9. April 1861 einſchließlich 
bei uns ſchriftlich oder zu Protokoll anzumelden. 

Wer ſeine Anmeldung ſchriftlich einreicht, 
hat zugleich eine Abſchrift derſelben und ihrer 
Anlagen beizufügen. 

„Die Erbſchaftsgläubiger und Legatare, welche 
ihre e anne nicht innerhalb der beſtimm⸗ 


Nothwendiger Verkauf. 

Das dem Stadtwachtmeiſter Alexander 
Zeemann zu Lublinitz gehörige, sub Nr. 176 
des Hypothekenbuchs in der Stadt Beuthen 
Oberſchl. belegene Haus, abgeſchätzt auf 5485 
Thaler 7½ Sgr., zu Folge der nebſt Hypo⸗ 
thekenſchein und Bedingungen in unſerm Bü⸗ 
reau C. II. einzuſehenden Taxe, ſoll am 

26. März 1861, 
von Vormittags 11 Uhr ab 
an unſerer Gerichtsſtelle nothwendig ſubha⸗ 
ſtirt werden. a 

Diejenigen Gläubiger, welche wegen einer 
aus dem Hypothekenbuche nicht erſichtlichen 
Realforderung aus den Kaufgeldern Befriedi⸗ 
gung ſuchen, haben ſich mit ihrem Anſpruch 
bei dem unterzeichneten Gericht zu melden, 

Beuthen O.⸗S., den 2. Sept. 1860. [82] 

Königl. Kreis⸗Gericht. Abth. I. 


Aufforderung der Konkursgläubiger, 
wenn nur eine Anmeldungsfri 
feſtgeſetzt wird. 

In dem Konkurſe über das Vermögen des 
Kaufmann Jacob Baruch Reich zu Wartha 
werden alle Diejenigen, welche an die Maſſe 
Anſprüche als Konkursgläubiger machen wol⸗ 
len, hierdurch aufgefordert, ihre Anſprüche, 
diefelben mögen bereits rechtshängig fein 
oder nicht, mit dem dafür verlangten Vorrecht 
bis zum 1. März 1861 einſchließlich 
bei uns ſchriftlich oder zu Protokoll anzumel⸗ 
den, und demnächſt zur Prüfung der ſämmt⸗ 
lichen innerhalb der gedachten Friſt angemel⸗ 
deten Forderungen, ſo wie nach Befinden zur 
fog, des definitiven Verwaltungs⸗Per⸗ 

onals, 

auf den 23. März 1861, Vormittags 

10 Uhr, in unſerem Gerichts⸗Lokal, Ter⸗ 

minszimmer Nr. 11, vor dem Kommiſſar 

Kreis⸗Gerichts⸗Rath Delius 
zu erſcheinen. ; 

Wer feine 2 ſchriftlich einreicht, 
hat eine Abſchrift derſelben und ihrer Anla⸗ 
gen beizufügen. >) 

Jeder Gläubiger, welcher nicht in unſerem 
Amtsbezirke ſeinen Wohnſitz hat, muß bei der 
Anmeldung ſeiner Forderung, einen am hie⸗ 
ſigen Orte wohnhaften Bevollmächtigten be⸗ 
ſtellen und zu den Akten anzeigen. 

Denjenigen, welchen es hier an Bekannt⸗ 
ſchaft fehlt, werden die Rechts⸗Anwälte Dü h⸗ 
ring, Faſſong, Kaßner zu Sachwaltern 
vorgeſchlagen. 200 

Frankenſtein, den 2. Febr. 1861. 
Königl. Kreis⸗Gericht. 1. Abtheilung. 


[252] Bekanntmachung. 8 
Die königl. Chauſſeegeld⸗Hebeſtelle zu Seif⸗ 
fersdorf, an der Chauſſee von Goldberg nach 
Haynau, woſelbſt das Chauſſeegeld für 2 Mei⸗ 
len erhoben wird, ſoll vom J. April d. J. 
ab verpachtet werden. y k 
Hierzu haben wir einen Termin auf Mitt: 
woch den 27. Februar d. J., von Früh 
8 bis Mittwoch 12 Uhr, in unſerem Geſchäfts⸗ 
Lokale angeſetzt. 2 
Pachlluftige haben vor Zulaſſung zum Mit⸗ 
bieten eine Kaution von 150 Thlr. baar oder 
in tagescoursmaßigen Papieren zu erlegen. 
Die Licitations⸗ und Contractsbedingungen 
können während der Amtsſtunden in unſerem 
Amtslokale und bei der Hebeſtelle zu Seiffers⸗ 
dorf eingeſehen werden. 
Liegnitz, den 7. Februar 1861. 
Königl. Haupt⸗Steuer⸗Amt. 


Königl. Stadtgericht, Abth. für Civil⸗ 


achen, Deputation für Eheſachen. 1 der 
00 ’ f — ten Friſt anmelden, werden mit ihren An⸗ 


ſprü chen an den Nachlaß dergeſtalt ausge⸗ 
ſchloſſen werden, daß ſie ſich wegen ihrer Be⸗ 
friedigung nur an dasjenige halten können, 
was nach vollſtändiger Berichtigung aller 
rechtzeitig angemeldeten Forderungen von der 
Nachlaßmaſſe, mit Ausſchluß aller ſeit dem 
Ableben der Erblaſſerin gezogenen Nutzungen 
noch übrig bleibt. 

Die Abfaſſung des Präcluſionserkenntniſſes 
findet nach Verhandlung der Sache in der 

auf den 30. April 1861, Vormitt. 

10 Uhr, in unſerem Audienzzimmer 
anberaumten öffentlichen Sitzung ſtatt. 

Bunzlau, den 9. Februar 1861. 

Königl. Kreis⸗Gericht. I. Abth. 


Nothwendiger Verkauf. 
Kgl. Kreis⸗Gericht Rothenburg O.⸗L. 
I. Abtheilung, 
den 28. Januar 1861. 

Das dem Rittergutsbeſitzer, Lieut. Otto 
Wiegand Waldemar von Gerßdorff 
zugehörige, in der preußiſchen Oberlauſitz, Ro⸗ 
thenburger Kreiſes belegene Rittergut Ro⸗ 
thenburg nebſt dem Gute Tormersdorf 
ſammt dem Wehrbruch, dem Nieder⸗Vorwerke 
zu Noes und dem Erbgute Geheege ſoll in 
termino den 

21. März 1861, Vormittags 10 Uhr, 
vor dem Herrn Kreisrichter Holle an hieſiger 
Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. } 

Das Gut nebſt Zubehör ift zufolge der in 
unſerer Regiſtratur nebſt Hypothekenſchein ein⸗ 
zuſehenden landſchaftlichen Taxe vom 20. Juli 
1860 auf 78,097 Thlr. 26 Sgr. 5 Pf., nach 
dem ebenfalls dort ausliegenden 1 7 
vom 22. Januar 1861 aber auf 83,777 Thlr. 
26 Sgr. 5 Pf. abgeſchätzt. 

Der Creditwerth beträgt nach der Taxe 
vom 20. Juli 1860 61,438 Thlr. 21 Sgr. 3 5 
nach dem Taxnachtrage vom 22. Januar 1861 
aber 67,118 Thlr. 21 Sgr. 3 Pf. 

Zu dieſem Termine werden folgende, dem 
Aufenthalte nach unbekannte Real⸗Gläubiger: 

a) die Erben der Johanne Chriſtiane 

Friedrich, geb. Apelt, zu Friedeberg 


am Queis: 
b) die verehelichte Auguſte Wilhelmine 
Hübner, geb. Schäffer, verwittwet 
geweſene Regim.⸗Arzt Schrickel, früher 
zu Dresden, reſp. deren Erben und 
Rechtsnachfolger; 
e) der Kaufm. Carl d'Heureuſe, früher 


ee 253] 
Königl. . zu Leobſchütz. 


eilung. 

Den 9. Februar 1861, Vormittags 12 Uhr. 

Ueber das Vermögen des Fleiſchers Leopold 
Treumann zu Neudorf iſt der gemeine Kon⸗ 
kurs eröffnet worden. a 

Zum einſtweiligen Verwalter der Maſſe iſt 
der Agent en Friedländer zu 
Leobſchütz beſtellt. r 
Die Gläubiger des Gemeinſchuldners wer⸗ 
den aufgefordert, in dem g 

auf den 20. Februar 1861, Vormitt. 
11 Uhr, in unjerem Gerichtslokal, Ter⸗ 
mins⸗Zimmer Nr. 7, vor dem Kommiſſar 
Herrn Gerichts⸗Aſſeſſor Bittmann, 
anberaumten Termine ihre Erklärungen und 
Vorſchläge über die Beibehaltung dieſes Ver⸗ 
walters oder die Beſtellung eines anderen 
einſtweiligen Verwalters —— 
Allen, welche von dem Gemeinſchuldner 
etwas an Geld, Papieren oder andern Sachen 
in Beſitz oder Gewahrſam haben, oder welche 
ihm etwas verſchulden, wird aufgegeben, 

ichts an denſelben zu verabfolgen oder zu 
ahlen, vielmehr von dem Beſitze der Gegen⸗ 


ände 
bis zum 1. März 1861 einſchließlich 
dem Gerichte oder dem Verwalter der Maſſe 
Anzeige zu machen, und Alles mit Vorbehalt 
ihrer etwanigen Rechte ebendahin zur Kon⸗ 
kursmaſſe —— — 3 
Asus er und andere mit denſelben 
gleichberechtigte Gläubiger des Gemeinſchuld⸗ 
ners haben von den in ihrem Beſitze befind⸗ 
lichen Pfandſtücken nur Anzeige zu machen. 
Zugleich werden alle diejenigen, welche 
an die Maſſe Anſprüche als Konkursgläubi⸗ 
er machen wollen, hiedurch aufgefordert, ihre 
Anſprä e, dieſelben mögen bereits rechtshän⸗ 
go 5 oder nicht, mit dem dafür verlangten 
orrechte 
bis zum 9. März 1861 einſchließlich 
bei uns ſchriftlich oder zu Protokoll anzumel⸗ 
den, und demnächſt zur Prüfung der ſämmt⸗ 
lichen innerhalb der gedachten Friſt angemel⸗ 
ee ſowie nach Befinden zur 
55 ung des definitiven Verwaltungs⸗Per⸗ 
onals 
auf den 3. April 1861, Vormittags 
10, Uhr, in unſerem Gerichtslokal, Ter⸗ 
mins⸗Zimmer Nr. 7, vor dem Kommiſſar 
Herrn Gerichts⸗Aſſeſſor Bittmann 
zu erſcheinen. : l l R 
Nach Abhaltung dieſes Termins wird geeig⸗ 
neten Falls mit der Verhandlung über den 
Akkord verfahren werden. SERIE 
Wer jeine Anmeldung ſchriftlich einreicht, 
hat eine Abſchrift derſelben und ihrer Anla⸗ 
gen beizufügen. 48. 
Jeder Gläubiger, welcher nicht in unſerem 
Amtsbezirke — Wohnſitz hat, muß bei der 
Anmeldung ſeiner Forderung einen am hie⸗ 


249 Nutzholz⸗Verkauf. 

Aus den königlich grüſſauer Forſten ſollen 
Dinstag den 19. d. M., von Vormittags 
10 Uhr ab, in der Brauerei zu Grüſſau, wie⸗ 
derum ein tauſend zwei hundert Stück 
Säge⸗Blöcke, Weißtannen, Fichten und Kie⸗ 
fern, von der Rodung ſtehender Stämme die⸗ 
ſes Winters, öffentlich an den Meiſtbietenden 
gegen baldige Bezahlung verkauft werden, 


rung aus den Kaufgeldern went Subhaſ 1 
ations⸗ 


gerichte anzumelden. [81] 
Nothwendiger Verkauf. [80] 


R is⸗Gericht Rothenburg DR. 
Kgl. Krei 4 Abbe b nburg DR, 


ſigen Orte wohnhaften oder zur Praxis bei Das dem Rittergutsbeſitzer, Lieutenant | und zwar: 
uns berechtigten auswärtigen Bevollmächtig⸗[ Otto Wiegand Woldemar von Gerß⸗ aus — Forſtbezirk Grüſſau J. 230 Stück, 
ten beſtellen und zu den Akten anzeigen. dorff zugehörige, in der preuß. Oberlaujig, 8 Eh em „ 


Kindelsdorf 360 „ 
Albendorf „ 4% 
Ullersdorf 260 „ 


Summa 1200 Stück. 
Die Forſtbeamten der betreffenden Bezirke 
werden auf Verlangen die zu verkaufenden 
er vor dem Termine örtlich nachweiſen. 
Oberförſterei Grüſſau zu Ullersdorf bei Liebau, 
Kreis Landeshut, den 11. Februar 1861. 
Der königl, Oberfoͤrſter Rücker. 


Bau⸗Verdingung. [230] 

Die Erneuerung des Strohdaches auf der 
Scheune bei dem Förſter⸗Etabliſſement Stra: 
chate, Ober⸗Forſterei Zedlitz, Kreis Breslau, 
veranſchlagt auf 130 Thlr., ſoll an den Min⸗ 
deſtfordernden öffentlich verdungen werden. 
Hierzu wird ein Termin auf Sonnabend, 
den 16. Februar d. J., Vormittags 
11 Uhr, in dem Büreau des Unterzeichneten, 
Bahnboſsſtraße 6 b, anberaumt, zu welchem 
qualifizirte kautionsfähige Unternehmer hier⸗ 
durch eingeladen werden. Koſten⸗Anſchlag 
und Bedingungen ſind in dem genannten 
Bureau einzuſehen. 

Breslau, den 9. Februar 1861. 

Der koͤnigl. Bau⸗Inſpector Milezewski. 


Rothenburger Kreiſes belegene Rittergut Ober⸗ 
und Nieder⸗Noés ſoll in termino 
den 21. März 1881, Vorm. 10 U., 
vor dem Herrn Kreisrichter Holle an hieſi⸗ 
ger Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Das Gut iſt zufolge der in unſerer Re⸗ 
iſtratur nebſt Hypothekenſchein einzuſehenden 
andſchaftlichen Taxe auf 43,948 Thlr. 2 Sgr. 
4 Pf. abgeſchätzt worden; der Creditwerth be⸗ 
rt 43,590 Thlr. 29 Sgr. 

„Gläubiger, welche wegen einer aus dem 
Hypothekenbuche nicht erſichtlichen Realforde⸗ 
rung aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen, 
— ſich bei dem Subhaſtationsgerichte zu 
melden. 


Denjenigen, welchen es hier an Bekannt⸗ 
— t fehlt, werden die Rechtsanwalte v. Kal⸗ 
acher, Koch, Fiſcher und Koenig zu 
Sachwaltern vorgeſchlagen. 
Leobſchütz, den 9. Februar 1861. 
Königl. Kreis⸗Gericht. I. Abth. 


Nothwendiger Verkauf. [101] 

Das dem Carl Hauck und deſſen Che: 

frau Johanna gebörenen Fuhrmann ge⸗ 
drige Rittergut Eckwertsheide, welches 
ufolge der in rn Büreau II. einzu⸗ 
Fade Taxe auf 46,858 Thlr. 21 Sgr. 

Pf. abgeſchätzt if ſoll h 

am 21. Juni 1861, von Vormittags 

11 uhr ab, an ordentlicher Gerichtsſtelle 
ſubhaſtirt werden. 

Die dem Namen und Aufenthalte nach un⸗ 
bekannten Erben des Kaufmanns Hugo 
Kramſta zu Freiburg, ſowie der Ritterguts⸗ 
beſitzer Louis Miliesky zu Breslau wer⸗ 
den hierzu öffentlich vorgeladen. 

Gläubiger, welche wegen einer aus dem Hy⸗ 

pothelenbuche nicht erſichtlichen Realforderung 
aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen, ha⸗ 

ben ihren Anſpruch bei uns anzumelden. 
Grottkau, den 29. November 1860. 

Königliches Kreis⸗Gericht. 1. Abth. 


Holz⸗Verkauf. ; 
Mittwoch, den 20. d. M., Vormit⸗ 
tags von 10—12 Uhr, ſollen im Dorfen 
lokale zu Oppeln circa 630 Klftrn. kiefern 
Scheitholz aus den diesjährigen Etatsſchlägen 
der Forſtbezirke Tarnau und Gräfenort (Ja⸗ 
gen 14, 28 und 40), letztere „ Meile von 
der königlichen Oder⸗Ablage bei Groſchowitz, 
öffentlich meiſtbietend gegen gleich baare gab: 
ung verkauft werden. [25 
rudſchütz, den 14, Februar 1861. 
Der königliche Oberförſter Vosfeldt. 


8. 
Umſchlag mit vergoldeter Nückenpreſſung, 


durchgeſehene, vielfach verbeſſerte und vermehrte 
Auflage wird auch d 
chende Ausſtattung jedem Mädchen, jeder jun⸗ 
gen Hausfrau eine willkommene Gabe ſein. 


Auf der Domaine Proskau bei Oppeln 
ſtehen reſp. liegen zum Verkauf: 


zur Verfügung. 
ſolgt nach Eingang des Geldbetrages. [974] 


Die früher Förſter'ſche Brauerei, Mar⸗ 
derzeitigen Beſitzers aus freier Hand zu ver⸗ 


kaufen. Nähere Auskunft ertheilt Hr. Brauer⸗ 
meiſter Rösler, Friedrich⸗Wilhelmsſtr. 68. 


empfiehlt: S. Ku 


Mineral⸗Brunnen⸗ u. Delikateſſen⸗ Handlung, 
Albrechtsſtraße 39, der kgl. Bank gegenüber. 


De Wirthſchafts⸗Beamten⸗Poſten auf dem 
Dom. Nieder⸗Mahliau iſt beſetzt. [1483] 


1Wohlfeiles Kochbuch! 
3 J. Verlage von Eduard Trewendt 
in Breslau erſchien ſo eben: [296] 
Di 


te 
Köchin aus eigener Erfahrung, 
d 


oder 
allgemeines Kochbuch für bürgerliche 


Haushaltungen. 
Ein Buch, das leicht verſtändliche und am. 
Anweiſungen zum wohlfeilen und ſchmackhaften 
Kochen, Braten, Backen, Einmachen, Ge- 
tränkebereiten und andere für die Küche und 
die Kochkunſt nothwendige Regeln und Beleh⸗ 
rungen enthält. 

Mit einer nach den Jahreszeiten und 
Monaten geordneten Speiſekarte 
von 
Carsline Gaumann. 
Vierte verbeſſerte und vermehrte Auflage. 

14 Bogen. Elegant in illuſtrirtem 


1012] Friſche 
Holſteiner u. Natives⸗ 
Auſtern, 
friſche Trüffeln, 
Aſtrachauer Winter⸗Caviar, 
Aan Silberlachſe, 
amburger Speckbücklinge 


empfingen neue Sendungen: 


Gebrüder Knaus, 


Hoflieferanten, 
Ohlauerſtraße Nr. 5/6, zur Hoffnung. 


g Ein Buchhalter 
wird für ein hieſiges Bankgeſchäft zum Antritt 
am 1. März d. J. geſucht. Hierauf Reflecti⸗ 
rende wollen ſich unter Chiffre 8. Z. Breslau 
poste restante melden. [1479] 


N einer geeigneten Penſion mit mäßigen 
E Anſprüchen werden 2 Stellen offen. Das 
Nähere bei Hrn. Kfm. Weber, Oderſtraße 1, 


Geſucht wird für eine Oelfabrik ein tüch⸗ 
tiger Betriebsleiter, der den Be: 
trieb mit hydrauliſchen Preſſen gründlich ver⸗ 
ſteht und genügende Kenntniſſe im Raffiniren 
beſitzt. Frankirte Briefe sub A. L. übernimmt 
die Expedition der Breslauer Zeitung. [1421] 


Ein, junger Mann, welcher ſich der Hand⸗ 
lung widmen will, findet ſofort ein Unter⸗ 


gebunden Preis nur 15 Sgr. 
Dieſe neue, von einer erfahrenen Hausfrau 


ch durch ihre äußere anſpre⸗ 


19 Stück Maſtvieh, 


200 - Maſtſchafe, e 5 
15 Ctnr. ah von franzöſ. Zuckerrüben, kommen. Näheres bei Zencominierski u. 
6 : : - Tue Butter: Allrich in Breslau. 1148 

Runkelrüben, ehrere Buchhalter für Fabrik⸗ 

1985 - „engl. violett. Möhren, M und Engros⸗Geſchäfte; ferner ein Com⸗ 
1 2 weißen grüntöpfigen | mis für Lager und Meßverkauf für eine 
Möhren, Tuchfabrik und mehrere Verkäufer, wie auch 

1228 gelben Saalfelder Verkäuferinnen für Ladengeſchäfte können vor⸗ 

5 zart Möhren, 5 Seen Eau durch das [890] 

u „Tabak, 0 Ä erliner Placirungs⸗Comptoir 
3000 Scheffel zur Saat wohlgeeignete Zwiebel⸗ Berlin, Alte⸗Jakobsſtraße 17. 

kartoffeln. [999] 


N rr ſucht ein praktiich 


und theoretiſch in allen Zweigen der 
Bierbrauerei, ſo wie auch in der Er⸗ 
bauung und Einrichtung derſelben er⸗ 
fahrener Mann ein Unterkommen. 
Offerten werden erbeten franco poste 
[1497] 


Königl. Administration. 


9— 10,000 Thlr. “8 


jind auf ſichere Hypothek, ohne Einmiſchung 
eines Dritten, zu verleihen. Adreſſen unter 
O. 2. nimmt die Handlung Wiener u. Süß⸗ 
find, Ohlauerſtr. 5,6 in Breslau, entgegen. 


Drillich⸗Säcke, 
für 2 Schfl. a 8% bis 10% Sgr., 
für 217 Schfl. a 9% bis 11% Sgr., 
für 3,Schfl. & 104, bis 13 Sor, 
Offerir 
die Leinwand⸗, Tiſchzeug⸗ und Wäſche⸗ 
andlung von [1010] 


Moritz Hauſſer, 
Herren⸗ und Nikolaiſtraße⸗Ecke Nr. 77. 
zu 2½ Sgr., Cotillon⸗ 
Larven rden u. n 
für Damen empfehlen Hübner u. Sohn, 
Ring 35, 1 Treppe, an der grünen Röhre. 


restante Neisse Nr. 94. 


75 Ein Comptoir 
iſt zu vermiethen und Näheres zu erfahren 
Neue Weltgaſſe 33 bei Broſt. 491] 


Fm 8b iſt in der dritten Etage eine 
L freundliche Wohnung von 3 tapezirten 
Zimmern, Kabinet, Küche, Entree nebſt Zu⸗ 
behör bald oder Oſtern zu vermiethen. Nähe⸗ 
res beim Haushälter. [1477] 
ee 2 iſt im erſten Stock ein fein 
tapezirtes Zimmer für einen Herrn oder 
als Comptoir Oſtern zu beziehen. Näheres daſ. 


wei Stuben, Kabinet und Küche ſind bald, 
ſowie 1 Stube, Kabinet und Küche nebſt 


Abſendung der Waare er⸗ 


r ĩ—5irĩ—— Gartenbenutzung Oſtern zu beziehen. 
Gedämpftes Knochenmehl | Magazinſtraße im Louiſenhof. [1348] 

offerirt das gräfl. Hütten⸗Amt in Antonien⸗ M t:B: 

hätte. Preis⸗Courants und Proben = der bresi 11 5 G RE 


Breslau, den 13. Februar 1861. 
Weizen weißer p. 84 % 94 88 

„ gelber pro 84 % 92 87 82 „ 
Roggen pro da... 63 61 60 „ 
Gerſte pro Va .. 54 49 44 „ 
Hafer pro 50 . .„ 32 29 28 „ 
Erbſen pro Scheffel. 65 57 50 „ 

Die interimiſtiſche Kommiſſion 

der Getreidehalle. 


Preiſe der Cerealien ꝛc. 
Amtliche (Neumarkt) Notirungen. 


Breslau, den 13. Februar 1861, 
feine, mittle, ord. Waare. 


Weizen, weißer 20 — 95 86 75—82 Sgr. 


im Gewölbe Garten- u. Teichſtr.⸗Ecke 


Weißen harten Zucker im Brodt a Pfd. 4% Sg. 
garethenſtraße 7, iſt wegen Krankheit des | 


Sped- Büdlinge, 


Elbing. Neunaugen, [1494] 
neuen gut gewäſſerten Stockſiſch 


nze, 
am Rathhauſe, neben dem Schweidn.⸗Keller. 


dito gelber 90 — 94 86 7482 
11008] Hamburger Roggen. 62 — 64 61 56-80 ” 
Speck⸗Bücklinge Gele. . . 52-57 0 40-44 „ 
; g Hafer. 32— 34 30 28—29 „ 
empfing in ſchöner Qualität und empfiehlt:] Erbſen. . . 62— 66 (0 56-58 „ 


Amtliche Börſennotiz für loca Kartoffel: 
Spiritus pro 100 Quart bei 80% Tralles 
20% Thlr. bz. 

12. u. 13. Febr. Abs. 10 U. Mg.6Uu. Na m. Uu. 
Luftdruck bei Oe 27.70, | Ne Nds 


Carl Straka, 


Holländ. Wickel⸗Heringe, 


ſehr fein im Geſchmack, empfing und empfiehlt 3.5 5 
von friſcher Zuſendung: A 8 9 nk 85 in — 2 ie 5 
11492) Guſtav Stenzel, Tauemzienſtr. 18.“ Funſtſättigung opc. cee. Pope. 
Die Milchpacht auf dem Dom. Sillmenau Wind S 

b. Breslau iſt von Johannis ab zu vergeben.! Wetter heiter heiter Sonnenbl. 


Breslauer Börse vom 13. Febr. 1861. Amtliche Notirungen. 


Weshsel-Course. St.-Schuld-Sch. 3% 87%, B. Köln-Mind, Pr. 4 — 
Amsterdam k. S. 142 6. Bresl. St.-Oblig. 4 — Fr. - W.-Nordb.|4 — 
dito 2M. 410 K. dito dito 4 — Mecklenburger 4 — 

Hamburg. . k. S. 150 % G. Posen. Pfandb. 4 — Neisse-Briegeri4 | 52% B. 

dito. 2M. 150 bz. dito Kreditsch.4 | 89%, B. || Ndrschl.- Märk. 4 — 

London . . . k. S.) — dito dito 36 — dito Prior. 4 — 

dito. 3M. 6. 19 bz. Schles. Pfandb. dito Ser. IV. 5 — 

Erin 204. 79% bz a 1000 Thlr. 34] 89% B. || Oberschl.Lit. K. 34 121% G. 

Wien ö. W. 2M. 68% B Schl. Pfdb. Lt. A.4 97 G. dito Lit. B. 3 — 

Frankfurt . 2. Schl. Pfdb. Lt. B. 4 | 98% B. dito Lit, 9675 1217 8 

Augsburg. 9 — dito dito 34] — dito Prior.-Ob./4 | 87 6. 

Leipzig — 1 * 3 4 — dito dito 416 944 8 

0 7 5 Schl. Rst.-Pfab.4 | — dito dito 3% 76% B 

Duk 175 at; gen 0 Schl. Rentenbr.4 | 95% B. Rheinische 4* > 

Per 108% 6. Posener dito . 4 | 92% B. Kosel-Oderbrg.4 37 B. 

p N 4 Schl. Pr.-Oblig. (4, — dito Prior.-Ob. a — 
oln. Bank-Bill, 871%, B. Ausländische Fond dit i 1 

Oesterr. Währ.“ | 69% B. T- ar Se u: 

en Pfandbr. 4 | 85% G e Stamm. 5 — 
ito neue Em. 4 a ppl.-Tarnow. 4 | 32% B. 
Inländische Fonds. Pln. Schtz.-Ob.|4 — Warsch.-Wien, 62% bz. 

Freiw. St.-Anl.'4} Krak.-Ob.-Obl./4 | 73% B — 

Preus. Anl. 185004 100 6 Oest. Nat.-Anl.5 | 52½ G Minerva 45 — 
dito 1852ʃ4 4 Elsenbahn-Aetien. Schles. Bank. 4 } 7814 G. 
dito 1854 185614% Freiburger An 85%, B. | Oesterr,-Loose & 
dito 185915 |105% G. dito Pr.-Obl. 4 | 87% B. dito Credit Iso à 57 7 

Präm.-Anl.185413% 117 8. dito Pr.-Oblj4%| — bz. 


Die Börsen-Commission. 
— — —— . 2 EEE N m 
Verantw. Redakteur: R. Bürkner. Drud von Grab, Barth u. Co. (W. Friedrich) in Breslau. 
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